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Vorwort des
Präsidenten

Blauer Hörsaal der Akademie
für ärztliche Fortbildung und
Weiterbildung in Bad Nauheim

Gebäude der Carl-Oelemann-
Schule in Bad Nauheim

2000
der Landesärztekammer Hessen
Körperschaft des öffentlichen Rechts

Bilanz und Perspektiven

TÄTIGKEITSBERICHT

Gebäude der Landes-
ärztekammer in Frankfurt

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
in diesem Jahr legen wir Ihnen
den Tätigkeitsbericht der Landes-
ärztekammer Hessen für das Jahr
2000 nicht nur etwas früher vor,
sondern auch in ansprechenderer
Form. Unsere Pressereferentin,
Frau Katja M öhrle (zum wieder-
holten M ale: nicht verwandt und
nicht verschwägert mit mir), hat
das neue Erscheinungsbild ent-
wickelt und den Bericht redaktio-
nell gestaltet. Er soll Ihnen einen
Einblick in die Tätigkeit Ihr-er
Landesärztekammer vermitteln;
auch diesmal ohne Anspruch auf
Vollständigkeit, um Sie nicht mit
unnötigen Einzelheiten zu belä-
stigen.

Wir arbeiten weiter daran, die
Landesärztekammer und ihre
Einrichtungen als Dienstleister
für unsere Kunden, also für Sie,
auszubauen. Trotz sichtbarer
Fortschritte bleibt sicherlich noch
einiges zu tun. Helfen Sie uns bit-
te dabei, indem Sie Anträge und
Anfragen rechtzeitig stellen und
alle erforderlichen Unterlagen
beifügen.

Wir bemühen uns, z.B. durch
Ausbau der  EDV-gestützten
Bearbeitungsgänge, Ihre Anliegen
so rasch wie möglich zu bearbei-
ten.

Dr. med. Alfred M öhrle



Am 9. September 2000 fanden die Präsidiums-
wahlen der Kammer in Bad Nauheim statt. Die
Delegierten stimmten über die Zusammenset-
zung des Präsidiums der Landes-
ärztekammer und der Bezirks-
ärzte-kammern ab. Der alte und
neue Präsident heißt Dr. med. Al-
fred M öhrle; zum Vizepräsiden-
ten wurde erneut PD Dr. med.
Roland Wönne gewählt.

Herr Dr. med. Ernst
Girth, Frau Dr. med.
Ingrid Hasselblatt-
Diedrich, Herr Dr.
med. Georg H ol-
felder und Frau Sa-
bine M oos – M itglieder des alten
Präsidiums – hatten nicht mehr kan-
didiert.

Das Präsidium der Landesärztekam-
mer bereitet die Sitzungen der Dele-
giertenversammlung vor und führt
die von ihr gefaßten Beschlüsse aus.

Tätigkeitsbericht
Bilanz und Perspektiven
Das Jahr 2000

Die Landesärztekammer Hessen (LÄKH) ver-
tritt derzeit mehr als 27.000 Ärztinnen und Ärzte
in Hessen. Als Körperschaft des öffentlichen
Rechts nimmt sie in Selbstverwaltung die be-
ruflichen Belange ihrer M itglieder gegenüber
Staat und Gesellschaft wahr. Und zwar auf al-
len Gebieten ärztlicher Berufsausübung – sei es
im Krankenhaus, in freier Praxis oder in ande-
ren Tätigkeitsbereichen. Die hoheitlich delegier-
ten Aufgaben der Landesärztekammer – etwa in
der Berufsaufsicht, in
der Weiter- und Fort-
bildung der hessi-
schen Ärztinnen und
Ärzte und bei den
Facharztprüfungen
sind im Hessischen
Heilbe-rufsgesetz ge-
regelt.

Eine starke ärztliche
Selbstverwal tung
setzt sich aktiv für die
Interessen ihrer M it-
glieder und aller Bür-
gerinnen und Bürger
ein. Und sie ist  Aus-
druck gelebter Demo-
kratie. Nicht der Staat, sondern
die Ärzteschaft selbst, übernimmt
ihre eigene Verwaltung, bietet Be-
ratung, Information und Hilfe.
Die Kammern betrachten sich
als Dienstleistungsunterneh-
men, aber sie sind keine Lob-
byisten-Verbände. Zu ihrer
Aufsichtsfunktion gehört, daß
sie zum Wohl der Patienten die
Ausübung der ärzt l ichen
Berufspflichten überwachen.
Durch die Förderung der beruf-
lichen Weiterbildung ihrer M it-
glieder sichern sie die Qualität im Gesundheits-
wesen.

Fortbildung findet regional bei den Bezirks-
ärztekammern und im Rahmen der Akademie
für ärztliche Fortbildung und Weiterbildung der
Landesärztekammer Hessen in Bad Nauheim
statt. Die Akademie bietet Fortbildungsveran-
staltung-en in allen medizinischen Fachgebieten
an. Auf dem Areal des Fort- und Weiterbildungs-
zentrums befindet sich auch die Carl-Oelemann-
Schule. Ihr Angebot umfaßt die geregelte Aus-,
Fort- und Weiterbildung von Angehörigen me-
dizinischer Assistenzberufe.

Gemäß dem Berufsbildungsgesetz nimmt die
Landesärztekammer Hessen die Zwischen- und
Abschlußprüfungen von Arzthelferinnen ab.

Ende des Jahres 2000 waren 149 M itarbeite-
rinnen und M itarbeiter in den drei Hauptabtei-
lungen der Landesärztekammer beschäftigt.

Aufgaben der Kammer

Bezirksärztekammer Kassel
Vorsitzender:  Dr. med. Lothar W.  Hofmann
Stellvertreter:  Dr. med. Hans-Dieter Rudolph
Bezirksärztekammer Marburg
Vorsitzender:  Dr. med. Klaus Uffelmann
Stellvertreter:  Prof. Dr. med. Horst Kuni
Bezirksärztekammer Wiesbaden
Vorsitzender:  Dr. med. Ulrich Lang
Stellvertreter:  Frank-Rüdiger Zimmek
Bezirksärztekammer Darmstadt
Vorsitzender:  Erich Lickroth
Stellvertreter:  Dr. med. Karlhans Baumgartl
Bezirksärztekammer Frankfurt
Vorsitzender:  Dr. med. Wolf Andreas Fach
Stellvertreter:  Dr. med. Lothar Born
Bezirksärztekammer Gießen
Vorsitzender:  Dr. med. Brigitte Ende
Stellvertreter:  Dr. med. Volker Thorn

Die Präsidiumsmitglieder seit
der letzten Kammerwahl:

Photo oben, von links nach rechts:
Martin Leimbeck
PD Dr. med. Michael Berliner
Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach
Dr. med. Dipl.-Chem. Paul Otto Nowak
PD Dr. med. Roland Wönne
Dr. med. Siegmund Drexler
Dr. med. Margita Bert
Dr. med. Siegmund Kalinski
Dr. med. Alfred Möhrle
Dr. med. Horst Löckermann

Photo links, von links nach rechts:
PD Dr. med. Roland Wönne
Dr. med. Alfred Möhrle
Dr. med. Elmar Lindhorst
Dr. med. Margita Bert
Dr. med. Dipl.-Chem. Paul Otto Nowak
Dr. med. Horst Löckermann
PD Dr. med. Michael Berliner
Dr. med. Siegmund Drexler
Martin Leimbeck
Dr. med. Gottfried von Knoblauch zu Hatzbach

Außerdem vertreten der Präsident oder der
Vizepräsident die Kammer gerichtlich und au-
ßergerichtlich.

Ganz offiziell und nach den Wahlen

In legerer Runde

Das Präsidium der
Landesärztekammer
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 Themenspektrum von A bis Z

 Der Hauptgeschäftsführer

Die Tätigkeit in der Hauptgeschäftsführung
ist von ihrer Vielfalt gekennzeichnet. Hier ge-
hen all jene Fragen von gesundheits- und
berufspolitischer Bedeutung ein, die nicht pri-
mär an den Präsidenten gerichtet oder im en-
geren Sinne juristischer beziehungsweise kauf-
männischer Natur sind. Daraus er-
gibt sich leicht nachvollziehbar, daß
das Spektrum der Aufgaben ständig
wechselnd und breit angelegt ist. Es
reicht von Fragen der Struktur-
entwicklung in der stat ionären
Krankenversorgung über Fragen
der flächendeckenden Sicherstellung
der Versorgungsqualität, des grenz-
überschrei tenden Versorgungs-
managements unter Nutzung der
elektronischen Datenverarbeitung –
interaktive Telematik - bis hin zu
Fragen der  Invitrofertilisation (IVF)
und des Embryo Transfers (ET), der
Gen-Technologie und der Sterbe-
begleitung/ Palliativmedizin. So wur-
den beispielweise im vergangenen
Jahr 126 IVF/ ET-Anträge gestellt;
wir  haben 112 Anträgen zuge-
stimmt.

Von nicht unerheblicher Bedeutung war der
Aufbau der Vertrauensstelle nach dem Hessi-
schen Krebsregistergesetz im vergangenen
Jahr. Gleichfal ls spielte die notfal l- und
katastrophenmedizinische Vorsorgeplanung –
gerade auch in Wechselbeziehung zur Landes-
regierung – eine große Rolle. Andere ge-
sundheitspolitische Initiativen in Hessen nah-
men dagegen an Bedeutung ab: Nachdem sich
1999 über 20 Kooperationspartner zu dem da-
mals aktiven und eng zusammen gewachsenen
Bündnis 2000 formiert hatten, wurden diese
Aktivitäten im Jahr 2000 zurückgefahren.

Insgesamt wurden im zurückliegenden Jahr
al lein in der H auptgeschäftsführung 58
Patientenbeschwerden bearbeitet. Der ärztli-
che Referent, Herr Gerhard Leißling, betreut
den Ausschuß “ Referat für Ärztinnen” , der
sich zum 13.12.2000 neu konstituiert hat.
Zur Vorsitzenden wurde Frau Dr. med. Bir-
git Drexler-Gormann, zur stellvertretenden
Vorsitzenden Frau Dr. Brigitte Schuler ge-
wählt; Arbeitsschwerpunkt des Ausschusses
ist zunächst das Thema “ Präimplantations-
diagnostik” .

Regelmäßig wurden auch im zurückliegenden
Jahr Gespräche mit den gesundheitspolitischen
Sprechern der Landtagsfraktionen geführt. Wei-
tere Unterredungen fanden mit der Deutschen
Gesellschaft für Organspende statt, da wir ge-
meinsam an der Verbesserung der Situation zur
Erhöhung der Transplantationshäufigkeit arbei-

Wir stellen uns vor
von links nach rechts:
Dr. med. Michael Popović  (Geschäftsführung), Elsa Lampmann
(Sachbearbeiterin),  Miriam Hergert (Sachbearbeiterin),  Gabriele
Herrlein (Sekretärin),  Juliane Schad (Sekretärin),  Olaf Bender
(Referent)

ten.  Nach der Anhörung zu dem Entwurf eines
hessischen Ausführungsgesetzes zum Trans-
plantationsgesetz wurde bei der Landesärzte-
kammer die Kommission für die Lebendspende
eingerichtet.

Ein besonderer Höhepunkt des vergangenen
Jahres waren die Wahlen zum Präsidium, die
vor allem administrativ störungsfrei abliefen
und damit letztlich eine Bestätigung der bishe-
rigen Aktivitäten der Kammer ausdrückten.

Erfolgreich verlief auch die Integration der frü-
heren AKASU in die Akademie für ärztliche
Fortbildung und Weiterbildung der Kammer
in Bad Nauheim. Durch die Zusammenführung
beider Institutionen konnten die Ressourcen ge-
bündelt werden.

Fortbildung und Weiterbil-
dung sind für die Landesärz-
tekammer von zentraler Be-
deutung. So stellte die Grund-
steinlegung für das neue
Seminargebäude der Akade-
mie in Bad Nauheim ein wei-
teres wesentliches Ereignis
des Jahres 2000 dar. Da die
Finanzierungsstrategie der
Kammer - finanzielle Kon-
solidierung und Zukunfts-
orientierung bei sparsamer
M i t telverwendung und
Rücklagenbildung - aufge-
gangen war, konnte das Pro-
jekt Neubau Seminargebäude
in Angriff genommen werden:
Nach einem Vorlauf von mehr
als 4 Jahren erfolgte der not-

wendige Abriß des
al ten und nicht  mehr
betreibbaren Seminarge-
bäudes, und der Neubau
wurde begonnen. Erster Akt war die Grund-
steinlegung. Da die Bauarbeiten zügig voran-
schreiten, ist davon auszugehen, daß das Gebäu-
de im M ai 2002 bezogen werden kann.

Das im Zentrum des Fortbildungsareals in Bad
Nauheim gelegene, sowohl der Aka-
demie als auch der Carl-Oelemann-
Schule zur Verfügung stehende neue
Seminargebäude wird bei seiner Fer-
tigstellung mit zukunftsweisender
Technologie ausgestattet sein. Sie
soll nicht nur das Telelearning/
Teaching im Zentrum ermöglichen,
sondern den Betrieb unter Berück-
sichtigung der M ethoden des Fa-
cility M anagements ermöglichen.

Die Klausurtagung des Präsidiums,
die vom 14. – 16. Januar 2000 in
Kassel stattfand, beschäftigte sich
unter anderem mit zukünftigen Wei-
chenstellungen der ärztlichen Selbst-
verwaltung sowie mit Chancen und
M öglichkeiten der gestaltenden
Gesundheitspolitik in Verbindung
mit der hier zugehörigen Öffentlich-

keitsarbeit. Darüber hinaus wurden Grund-
sätze zur ärztlichen Begutachtung von Asyl-
bewerbern, die sich in Abschiebung befinden,
beschlossen.

Außerdem befaßte sich die Kammer mit der
Weiterentwick lung der Wei terbi ldungs-
ordnung, insbesondere in Zusammenhang
mit der Vorbereitung des 103. Deutschen
Ärztetages in Köln.

Es kam dabei nicht zu einer Novellierung der
Weiterbildungsordnung; vielmehr wurde der



schaf tsak t ionen
vereinbart wurden, die
die Verbesserung der Aus-
bildungssituation von Arzthel-
fer/rinnen sowie die Suche nach alternativen
Beschäftigungsmöglichkeiten für Ärztinnen
und Ärzte zum Ziel haben. So soll die Förde-
rung von Fortbildungsmaßnahmen ihre Chan-
cen auf dem Arbeitsmarkt erhöhen.

Im September 2000 fand das 10-jährige Jubilä-
um der Landesärztekammer Thüringen statt:
Ein Ereignis, das uns auch deshalb bewegt, weil
die Landesärztekammer Hessen bereits zum

Zeitpunkt der Wende er-
hebl iche Anstrengungen
unternommen hat, um beim
Aufbau der  ärzt l i chen
Selbstverwaltung im Nach-
barland mitzuhelfen. Als
Ausdruck der Verbunden-
heit überbrachten der Prä-
sident und ich Grüße aus
Hessen.

Er lauben Sie mi r  ein
Schlußwort:   Trotz ver-
ständlicher Individual- und
Part ikularinteressen der
verschiedenen Tätigkeits-
felder  und Spezial isier-
ungszweige innerhalb der
hessischen Ärzteschaft er-
scheint es mir außerordent-
lich wichtig, daß Sie unver-
ändert das Zusammengehö-
rigkeitsgefühl als Ärztinnen
und Ärzte unter dem Dach
Ihrer Kammer weiterent-
wickeln - auch wenn die
gesundheitsökonomischen
Rahmenbedingungen einem
derartigen Gemeinschafts-
bewußtsein erschwerend
gegenüber zu stehen schei-
nen. Die Kammer ist eben
nicht nur dazu da, anstelle
des Staates hohei t l i che
Funktionen im Gesundheits-

wesen auszuüben. Sie ist daneben ein Dienst-
leistungsunternehmen – sowohl für ihre M it-
glieder als auch für alle Bürgerinnen und Bür-
ger in Hessen.

Ihr

Dr. med. M ichael Popović
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Paragraphenteil nach eingehenden Beratungen
grundsätzlich überarbeitet. Er wird nun dem
diesjährigen 104. Deutschen Ärztetag in Lud-
wigshafen zur Beratung und Beschlußfassung
vorgelegt.

Bei Besprechungen, zu denen wir uns mit unse-
ren Gruppenversicherungspartnern – der deut-
schen Ärzteversicherung und der Vereinten Ver-
sicherung – zusammensetzten, wurden die
Vertragsinhalte den sich ändernden Ver-
sicherungsnotwendigkeiten angepasst.

In mehreren Sitzungen hat sich der Arbeitskreis
Suchtprävention mit der
Wei terentw ick lung der
Fortbi ldung Suchtmedi-
zinische Grundversorgung
beschäftigt. Diese hat im
Jahr 2000 besondere Bedeu-
tung erlangt, weil die Be-
täubungsmittelverschrei-
bungsverordnung vorsieht,
daß nur derjenige eine Sub-
stitution vornehmen darf,
der die notwendigen Grund-
voraussetzungen durch eine
systematische Fortbildung
erworben hat. Außerdem
wurde das Fortbildungs-
curriculum Suchtmedizin
neu strukturiert, um die
Fortbildungsinhalte zu ver-
bessern. Dem Arbeitskreis
gehören nicht nur medizini-
sche Experten sondern auch
der Geschäftsführer der
Hessischen Landesstelle ge-
gen die Suchtgefahren an.

Stichwort Katastrophen-
schutz: Als Folge der ver-
änderten Rechtslage wurde
in Hessen eine Arbeitsgrup-
pe vom Hessischen Innen-
ministerium eingesetzt, die
ihren Bericht im vergange-
nen Jahr abgab. Hierbei war
mit der LÄKH erstmalig im
Bundesgebiet eine Landesärztekammer beteiligt,
so daß die medizinischen Gesichtspunkte bei der
Katastrophenvorsorgeplanung Berücksichtigung
finden konnten.  Nach Verabschiedung des Be-
richts “ Gefährdungsanalyse”  wurde auf Anre-
gung der Kammer eine Arbeitsgruppe eingerich-
tet, die sich zukunftsorientiert mit Möglichkeiten
der sachgerechten Bewältigung von Großscha-
densereignissen auseinanderzusetzen hat, um Vor-
schläge für die Ressourcenplanung zu machen.

Erfreulich war die Resonanz auf unsere Ver-
anstaltung “ Das Gesundheitswesen in Deutsch-
land, die ärztlichen Körperschaften, Weiter- und
Fortbildung, ärztliches Berufsrecht, Sozial-
versicherungsrecht”  für aus dem Ausland kom-
mende Ärztinnen und Ärzte. 73 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer besuchten sie im vergan-

genen Jahr. Die Veranstaltungsreihe wurde
1989 ins Leben gerufen. Insgesamt haben seit-
dem 962 Ärztinnen und Ärzte daran teilgenom-
men.

Was die Famulaturen in der ärztlichen Praxis be-
trifft: 65 Vertragsarztpraxen – davon 60 mit
Gebietsbezeichnung und 5 ohne Gebiets-
bezeichnung - wurde im vergangenen Jahr die Ge-
nehmigung zur    Ausbildung von Famuli erteilt.

In der Zeit vom 01.01.2000 bis zum 31.12.2000
erhielten 496 Ärztinnen und Ärzte im Prakti-
kum ihre Berufserlaubnis. Außerdem gaben wir

in über 300 Fällen schriftlich Auskünfte zu The-
men und Problemen rund um den “ AiP” . Die
bei der Kammer erhältliche Informationsbro-
schüre für Ärztinnen und Ärzte im Praktikum
wurde erneut aktualisiert.

Hinsichtlich des Initiativprogramms zur Förde-
rung der Allgemeinmedizin bestehen auf Landes-
ebene Probleme bei der sinnvollen Ausgestaltung
dieses Programms, da zu wenige entsprechend ge-
eignete Stellen im Krankenhausbereich zur Ver-
fügung gestellt werden. Dies veranlaßte uns zu
eingehenden Erörterungen mit Vertretern des Hes-
sischen Sozialministeriums und der hessischen
Krankenhausgesellschaft.
Die bewährt gute Zusammenarbeit mit der Spit-
ze des Landesarbeitsamtes drückte sich zum
wiederholten M al darin aus, daß Gemein-

Animation des neuen Seminargebäudes
Bild oben: Außenansicht Süd-Ost

Bild unten: Foyer



Bewährt und etabliert haben sich die neu ein-
geführten Kurse der Akademie: Ärztliches
Qual i tätsmanagement, Schmerztherapie,
Suchttherapie u.a. werden regelmäßig wieder-
holt. Der erste Kurs M edizinische Informatik
ist sehr erfolgreich abgeschlossen worden –
erfolgreich vor allem auch für die Teilnehmer,
die aufgrund dieser Zusatzqualifikation eine
feste Anstellung oder eine andere und besser
dotierte Position gefunden haben. Das gleiche
gilt auch für die Teilnehmer des Kursus Ärzt-
liches Qualitätsmanagement, der schon zum
4. M al stattgefunden hat.

Besonderheiten der Akademie
Nachdrücklich bemüht sich die Akademie um
junge Kolleginnen und Kollegen, d.h. um die
Ausbildungsseminare für Ärzte im Praktikum
(606) sowie um die Weiterbildung für die an-
gehenden Ärzte für Allgemeinmedizin ( Kurs-
Weiterbildung Allgemeinmedizin). Eine wei-
tere Besonderheit sind die Abende mit M edi-
zin in der Literatur, die 4-mal im Jahr stattfin-
den.

Neue Technologien
Der Einzug der neuen Technologien - sowohl
in den Arbeitsalltag der Akademie als auch in
die Veranstaltungen – schlägt sich im zuneh-
menden Angebot  an For tbi ldung über
Internet, EDV etc. nieder. Die Nachfrage ist

groß. In den Seminaren
“ Fortbi ldung für  Fort -
bilder”  spielen die neuen
Techniken ebenfalls eine
entscheidende Rolle.

Fusion mit der Akademie
für Arbeits- , Betriebs- und
Umweltmedizin (AKASU)

M it der Fusion im Juli des
Jahres hat sich das Ange-
bot der Akademie um die
Kurse Arbeits- und Sozial-
medizin erweitert.

Zusammenarbeit mit der
Akademie der Ärztekam-
mer Thüringen

Seit 10 Jahren arbeiten die
Akademien beider Landes-

ärztekammern eng zusammen. Erwähnenswert
ist vor allem der einmal im Jahr gemeinsam ver-
anstaltete Herbstkongreß, der 2000 mit dem
Thema “ Depressive Störungen in verschiede-
nen Altersstufen”  in Weimar stattfand; Pro-
grammgestaltung und -leitung lagen bei Prof.
Remschmidt, M arburg, und Prof. Sauer, Jena.

Last but not least:
Die Akademie ist 30 Jahre alt geworden. 1970
wurde sie gegründet und nahm ein Jahr später
– im April 1971 – ihre Arbeit auf.

Prof. Dr. Ernst-G. Loch
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Seit 30 Jahren am Puls der Zeit

Akademie für ärztliche Fortbildung und  Wei-
terbildung der Landesärztekammer Hessen

Die von der Ärzteschaft
weitgehend selbst fi-

nanzierte Akade-
mie in Bad Nau-
heim hat bundes-
weit Modellcha-
rakter. Das gan-
ze Jahr über
werden hier Fort-

und Weiterbi l -
dungsveranstaltungen

für Ärztinnen und Ärzte
angeboten. Im Berichtsjahr hat die Akademie 93
Veranstaltungen (über 333 Tage) mit 15. 146 Teil-
nehmern und 1.400 Referenten durchgeführt.

Zertifizierung der ärztlichen Fort-
und Weiterbildung
Neben den verschiedenen Veranstaltungen
stand die freiwillige Zertifizierung der ärztli-
chen Fort- und Weiterbildung, insbesondere
die Einführung der einheitlichen Bewertungs-
kriterien, die der Deutsche Senat für ärztliche
Fortbildung im September in Würzburg erar-
beitet hat, im Vordergrund der Arbeit.
Die Vorteile:
-bundes-, bald europa-
weite einheitliche Zerti-
f izierung/Punktezahl
- mehr Punkte für Hessens
Ärzte als nach dem bishe-
rigen hessischen Modell.

Bis zum 106. Deutschen
Ärztetag im Jahr 2003
– der Stichtag, an dem
alle Ärztekammern Er-
fahrungen mi t  ihren
M odellprojekten gesam-
melt haben sollen – kann
die hessische Ärztekam-
mer auf Erfahrungen mit
zwei M odellen zurück-
blicken.

Im Verlauf des Jahres
2000 wurden 699 Anträ-
ge auf Zertifizierung gestellt. Worüber wir uns
besonders freuen: Es ist gelungen, dem Hessi-
schen Ärzteblatt als erstem Kammerblatt in
Deutschland Artikel mit Fragen zum Selbststu-
dium für die Zertifizierung beizufügen. “ Pre-
miere”  war in der Januarausgabe 2001.

Die Akademie zählt 7.365 M itglieder. Trotz der
Einführung der Zertifizierung der ärztlichen Fort-
bildung, an der sich alle hessischen Ärzte freiwil-
lig beteiligen sollen, gelingt es, weiterhin die frei-
willige M itgliedschaft in der Akademie zu erhal-
ten. Das bringt nicht nur materielle Vorteile für
jedes M itglied mit sich; es bedeutet auch eine ide-
elle Zustimmung zu den Zielen der Akademie.

Die beste Wer-
bung ist die erwor-
bene Qualifikation

Abteilung Arzthelfer/in - Ausbildungswesen
Vorbereitung, Verwaltung und Beratung der
Berufsbildung für Arzthelfer/innen sind in der
Abteilung Arzthelfer/in – Ausbildungswesen der
Landesärztekammer angesiedelt. Ärztinnen
und Ärzte, die eine/n Auszubildende/n aufneh-
men wollen, können eine ganze Reihe von Ser-
viceleistungen in Anspruch nehmen: Neben
Berufsausbildungsvertragsformularen erhalten
sie bei uns zahlreiche schriftliche Informatio-
nen und Literaturhinweise, die für die Ausbil-
dung wichtig sind. Diese sind auch auf der
Homepage der LÄKH eingestellt und können
von dort heruntergeladen werden. Außerdem
bieten wir telefonische Beratung zu allen Fra-
gen der Ausbildung.

Das Klingeln des Telefons ist auch bei uns ein
wohlvertrautes Geräusch. Jeden Tag gehen
zahlreiche telefonische und schriftliche Anfra-
gen von Ärztinnen/Ärzten und Arzthelfer/innen
ein. Die meisten betreffen rechtliche Probleme
im Rahmen des Ausbildungsverhältnisses und
Fragen zur Zwischen- und Abschlußprüfung;
sie machen ca. 30 – 40 % der täglichen Arbeits-
leistung aus. Wir erfüllen unsere Beratungs-
pflicht gerne; sowohl im persönlichen bzw. te-
lefonischen Gespräch als auch durch zahlrei-
che Veröffentlichungen im Hessischen Ärzte-
blatt und im Internet.

Um eine qualifizierte und rechtmäßige Ausbil-
dung zu gewährleisten, müssen wir nicht nur
die eingereichten Berufsausbildungsverträge
überprüfen, bevor sie in das Verzeichnis der
Berufsausbildungsverhältnisse eintragen wer-
den können. Auch die Eignung des ausbilden-
den Arztes und der Ausbildungspraxis wird kon-
trolliert.

M it der Zuständigkeit für den Ausbildungsbe-
ruf Arzthelfer/in hat die Landesärztekammer
Hessen darüber hinaus das Prüfungswesen
übertragen bekommen. Dies bedeutet, daß sie
in eigener Zuständigkeit - aber auch in eigener
Verantwortung - die Zwischen- und Abschluß-
prüfung durchführt.

Durch die gemeinsame Ausbildungsplatz-Initia-
tive von Landesärztekammer, Kassenärztlicher
Vereinigung und Landesarbeitsamt im M ai
2000 ist es gelungen, die Auszubildendenzah-
len und die Zahl der Ausbildungspraxen zu
steigern. Zum Stichtag 31. Dezember 2000
konnten wir  1.215 Auszubildende registrieren,
1999 waren es 1.175. Auf unsere schriftliche
Initiative hin haben sich 195 Ärztinnen und Ärz-
te, die noch nie oder schon lange nicht mehr
ausgebildet haben, bereit erklärt, ab jetzt an
der Ausbildung von Auszubildenden mitzuwir-
ken. Nach dem M otto  “  Die   beste   Werbung
für  die Ausbi ldung i st  die erworbene



Qualifikation“  hat sich das Präsidium der Lan-
desärztekammer Hessen dafür entschieden, den
ausbildenden Ärzten die Verbundausbildung für
die Arzthelfer/in - Ausbildung zu empfehlen. Über
das Landesarbeitsamt konnten wir erreichen, daß
die regionalen Arbeitsämter dafür Fördergelder
– “ Freie Förderung”  gemäß § 10 SGB III – zur
Verfügung stellen.

Da die Verbundausbildung leider bislang nur
zögerlich angenommen wird, wirbt die Landes-
ärztekammer weiterhin für dieses neue und er-
folgversprechende Ausbildungsmodell. Außerdem
beteiligte sich die Kammer bereits 1999 erstmals
am Förderprogramm “ Begabtenförderung beruf-
liche Bildung”  des Hessischen M inisteriums für
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie. Bei der Bundesärztekammer wird zur Zeit
die Novellierung der Arzthelfer-Ausbildungs-
verordnung vorbereitet. Die Landesärztekammer
Hessen ist in der von der Bundesärztekammer ge-
bildeten Arbeitsgruppe vertreten.

Die Zahl der Umschüler/innen, die eine betrieb-
liche Umschulung in einer Arztpraxis durchfüh-
ren, ist im Jahr 2000 gegenüber dem Vorjahr
wieder angestiegen. 15 (10) Umschüler/innen
haben die Genehmigung ihrer 2jährigen Um-
schulungsmaßnahme beantragt, 2 (1) Umschü-
lerinnen absolvieren eine 3jährige Umschulung.

An der Abschlußprüfung im Winter 2000 ha-
ben 222 (273) Prüflinge teilgenommen, von de-
nen 34 (35) nicht bestanden haben; 120 (128)
Anträge auf vorzeitige Zulassung mußten bear-
beitet werden. Zur Abschlußprüfung im Som-
mer 2000 hatten sich 766 (894) Auszubildende
angemeldet, davon wollten 34 (37) Auszubil-
dende die Prüfung vorzeitig ablegen. 81 (37)
Prüflinge haben die Prüfung nicht bestanden.
Die Zwischenprüfung 2000 hatte 966 (942) Teil-
nehmer/innen. Die Vorbereitungen für die Ab-
schlußprüfung im Winter 2001 - wie z. B. Auf-
gabenerstellung und Zulassung - sind bereits ab-
geschlossen. 275 (234) Prüflinge wurden zuge-
lassen, 143 (120) davon vorzeitig.

Die Ausbildungssituation hat sich gegenüber dem
Vorjahr erfreulich verändert. Der Anteil der Re-
alschüler hat sich erhöht, ebenso der Anteil der
Abiturienten. Die Anzahl der Ausbildungsab-
brüche ist leider gestiegen.

Ass. Roswitha Hoerschelmann
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Beratung wird immer wichtiger

Weiterbildungsreferat A: Ein Interview
 mit Dr. med. Viktor Karnosky

Ihre Abteilung steht in ständigem Kontakt und
Erfahrungsaustausch mit Ärztinnen und Ärz-
ten in Hessen. Welche thematischen Schwer-
punkte ergaben sich im vergangenen Jahr?

Das Phänomen der “ realen Arzt-Arbeitslosig-
keit”  ist nicht neu. Wie sehr es jedoch an Bri-
sanz zunimmt, zeigt sich in unseren Gesprächen
mit Ärztinnen und Ärzten. Die Berufswahl ge-
staltet sich immer schwieriger. Fragen wie
“ Lohnt sich mein M edizinstudium überhaupt
noch?”  oder “ Welche Spezialisierung ist sinn-
voll?”  - immerhin gibt es 107 Bezeichnungen
in der Weiterbildungsordnung – werden uns
häufig gestellt.

Dabei wenden sich keineswegs nur junge Kol-
leginnen und Kollegen, die noch unentschieden
sind, an die Abteilung. Wir erhalten auch An-
rufe von Ärztinnen und Ärzten mit längerer Be-
rufserfahrung, die beispielsweise durch die
Schließung von Reha-Kliniken plötzlich mit Ar-
beitslosigkeit konfrontiert sind. Sie wollen wis-
sen, ob alternative M öglichkeiten existieren und
welche Qualifikationen ihnen neue berufliche
Perspektiven eröffnen. Deshalb ist es wichtig,
daß wir uns ständig informieren. Die positive
Seite der M edaille ist der oft sehr persönliche
Kontakt, der durch die Beratungsgespräche ent-
steht.

Sie haben festgelegte telefonische Sprechzeiten,
sind also nicht den ganzen Tag über für Anrufer
zu erreichen. Hat dies besondere Gründe?

Ja, natürlich. Unsere Telefonsprechzeiten sind ein-
geschränkt, damit wir in der übrigen Zeit kom-
plizierte Anträge bearbeiten und Prüfungen vor-
bereiten können. Außerdem finden auch persön-
liche Gespräche mit Ärztinnen und Ärzten sowie
Beratungen mit den Gutachterausschüssen in der
Landesärztekammer statt.

Die Sachbearbeiterinnen der Referate A und B  mit den Referatsleitern Dr. med.
Viktor Karnosky, Referat A (5. v. li),   und  Sabine Schmeink-Ahrendt ,Referat B (4. v. re.)

Gerade haben Sie die
Prüfungen erwähnt: Wel-
chen Stellenwert haben
diese heute?

Früher waren Facharztprüfungen für viele eine
reine Pflichtübung. Das hat sich mittlerweile
deutlich geändert. Seitdem die Facharztprüfung
1996 zur Voraussetzung für die Kassen-
zulassung erklärt worden ist, steigt die Zahl
der Prüfungen. Auch ist es so, daß die Facharzt-
anerkennung häufig das Ende einer befristeten
Kliniktätigkeit darstellt.

Durch die gewachsene Bedeutung der Prüfun-
gen haben andererseits Nervosität und Anspan-
nung der Prüflinge zugenommen. Die Tatsache,
daß dennoch eine vergleichsweise niedrige
Durchfallquote von unter 10 % zu verzeich-
nen ist, führen wir unter anderem auf die Vor-
bereitungskurse zurück, die von verschiedenen
Fachgesellschaften angeboten werden.

In Ihrer Abteilung werden auch die Zeugnisse
ausländischer Ärzte geprüft?

Das ist richtig. Der weiterhin anhaltende Zu-
zug von Ärztinnen und Ärzten (insbesondere
aus osteuropäischen Nachbarstaaten, aber
auch aus Ländern der EU) nach Deutschland
hat in den vergangenen Jahren zu einer erheb-
lichen M ehrbelastung der Abteilung durch die
Sichtung ausländischer Zeugnisse geführt. Die
eigentliche Beurteilung der Zeugnisse nehmen
die Fachgutachter vor.

Tauschen Sie sich auf Bundesebene mit den
Weiterbildungsabteilungen
anderer Kammern aus?

Ja, und zwar regelmä-
ßig. So versuchen wir
uns etwa bei der Gestal-
tung von Urkunden ab-
zusprechen, um durch
einhei t l iche Kr i ter ien
eine für die Ärztinnen
und Ärzte transparente
Verfahrensweise zu er-
reichen.

Bei  der  Bundesärzte-
kammer ist die Ständi-
ge Konferenz Ärztliche
Weiterbildung angesie-
delt, in der zum Beispiel
die (M uster-) Weiter-
bildungsordnung disku-

tiert wird. Wir verwirklichen einerseits den
Föderalismus und bemühen uns andererseits
darum, unsere Aktivitäten miteinander zu ko-
ordinieren, damit in Deutschland die Einheit-
lichkeit gesichert wird, die für die M igrations-
fähigkeit innerhalb der EU notwendig ist.

Abt. Arzthelferinnen von li.: Annegret Werling (Sachbearbeiterin),
Roswitha Hoerschelmann (Assessorin),

Ingrid Hitzel (Sachbearbeiterin)
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 Beraten, prüfen und kontrollieren

 Referat B – Ärztliche Weiterbildung
Schriftliche, persönliche und telefonische Beratung
von Ärztinnen und Ärzten in spezifischen
Weiterbildungsfragen: das sind wichtige Inhalte
der täglichen Arbeit   von Referat B – Ärztliche
Weiterbildung. Die M itarbeiterinnen erteilen
allgemein rechtliche Auskünfte zur Weiter-
bildungsordnung und zu den Richtlinien über den
Inhalt der Weiterbildung, zum Heilberufsgesetz,
zur Berufsordnung, zur Strahlenschutzver-
ordnung, zur Röntgenverordnung und zum hes-
sischen Rettungsdienstgesetz. Außerdem ist das
7-köpfige Team zuständig für die Antrags-
bearbeitung hinsichtlich

Æ der Anerkennung bestimmter Gebiets-
und Zusatzbezeichnungen nach der
Weiterbildungsordnung für Ärztinnen
und Ärzte in Hessen

Æ der Erteilung von Weiterbildungs-
ermächtigungen in diesen Gebieten und
Bereichen

Æ der Erteilung der Qualifikation “ Leiten-
der Notarzt”

Æ der Erteilung der Fachkunde “ Rettungs-
dienst”

Æ der Erteilung der Fachkunde “ Strah-
lenschutz”  gemäß Röntgenverordnung

Æ der Erteilung der Fachkunde “ Strah-
lenschutz”  gemäß Strahlenschutzver-
ordnung

Wer eine Facharztbezeichnung anstrebt, muß
eine Prüfung ablegen, die in Absprache mit den
Prüfern organisiert wird. Auch für einige Zu-
satzbezeichnungen werden Prüfungen voraus-
gesetzt. Die erfolgreichen Absolventen erhalten
entsprechende Anerkennungsurkunden.

Sollte die Überprüfung der Antragsunterlagen
ergeben, daß die Weiterbildung einer Ärztin oder
eines Arztes nicht vollständig oder nicht ord-
nungsgemäß absolviert wurde, muß ein ausführ-
lich begründeter Ablehnungsbescheid verfaßt
werden, gegen den der Betroffene Widerspruch
einlegen kann.

Bei der Erteilung von Weiterbildungs-
ermächtigungen entscheidet der jeweils
zuständige Gutachterausschuß auf-
grund der fachlichen und persönlichen
Qualifikation des Antragstellers sowie
einer Leistungsstatistik der Kranken-
hausabteilung oder der Praxis, in wel-
chem Umfang eine Weiterbildungs-
ermächtigung erteilt werden kann. Die
umfangreichen formalen Voraussetzun-
gen, wie z.B. Gewährung einer ange-
messenen Vergütung an die Weiter-
bildungsassistenten, sind vorher von
uns zu prüfen.

Die Grafik auf Seite 8 zeigt die Entwick-
lung der ausgesprochenen Anerkennun-
gen im Bereich “ Psychotherapie” .

von li.: Dr. med. Christian Popella (Prüfling),  Prof. Dr. med. Dr. med. dent. Klaus
Bitter (Prüfer), Dr. med. Wolfgang Koenig (Prüfer), Prof. Dr. med. Ralf Reck (Prüfer)

Überreichung der Urkunde nach
bestandener Prüfung im Bereich

„ Plastische Operationen“

Als erste Landesärzte-
kammer in Deutschland ha-
ben wir das Modell der berufs-
begleitenden Weiterbildung
für den Bereich “ Medizinische Informatik”  einge-
führt. Seit 1999 bietet die Akademie für Ärztliche
Fortbildung und Weiterbildung in Bad Nauheim
den gleichnamigen Fort- bzw. Weiterbildungskurs
an. Ärztinnen und Ärzte haben die M öglichkeit,

berufsbegleitend innerhalb
eines Jahres die Zusatz-

bezeichnung “ M edizinische
Informatik”  zu erlangen. Im
Berichtsjahr konnte bereits 16
Ärztinnen und Ärzten diese
Zusatzbezeichnung ausge-

sprochen werden.

Gemeinsam mit dem
Deutschen Sportbund hat der
Ausschuß “ Gesundheits-
förderung, Prävention und
Rehabilitation”  Qualitäts-
kriterien für Gesundheits-
programme im Sportverein
abgestimmt, auf deren Basis

das Qualitätssiegel “Sport Pro
Gesundheit”  für Angebote vergeben werden soll,
die diesen Kriterien genügen.
Auf Landesebene wurde die Vergabe des Quali-
tätssiegels ab dem Frühjahr 2001 in einer “ Ar-
beitsgemeinschaft Sport Pro Gesundheit”  koor-
diniert. In Hessen haben sich Landesärztekam-
mer, Landessportbund, Schwimm-Verband und
Turn-Verband zu dieser Arbeitsgemeinschaft zu-
sammengeschlossen. Seitens der Kammer wurden
Herr Dr. Popović  und Frau Schmeink-Ahrendt
als M itarbeiter benannt.

Am 07.07.1998 trat die Richtlinie zur Gewinnung
von Blut und Blutbestandteilen und zur Anwen-
dung von Blutprodukten (Hämotherapie) mit ih-
rer Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt Anfang
Juli 2000 in Kraft. Alle Einrichtungen, die Blut-
oder Blutbestandteile gewinnen bzw. Blut-
produkte anwenden, müssen funktionierende
Qualitätssicherungssysteme entsprechend Art und
Umfang der Tätigkeiten betreiben. Die Überwa-
chung des Qualitätssicherungssystems zur An-
wendung von Blutprodukten erfolgt gemäß

§18TFG durch die Ärzteschaft. Da-
mit soll eine Überregulierung verhin-
dert und die Qualitätssicherung bei
der Blutversorgung der Patienten
sach- und fachgerecht umgesetzt wer-
den. So mußten ab 07.07.2000 die
Transfusionsverantwortlichen und
Transfusionsbeauftragten bestellt wer-
den. In Zusammenarbeit mit dem zu-
ständigen Gutachterausschuß und der
Akademie für Ärztliche Fortbildung
und Weiterbildung in Bad Nauheim
wurden im vergangenen Jahr Fort-
bildungsveranstaltungen – unter an-
derem ist für Fachärzte transfundier-
ender Gebiete eine 16stündige Fort-
bildung einer Landesärztekammer
vorgeschrieben – ins Leben gerufen.

Der starke Anstieg der Anerkennungen dieser
Zusatzbezeichnung in den letzten Jahren ist auf
zwei Gründe zurückzuführen: Zum einen ende-
te mit Ablauf des Jahres 1999 für Fachärzte für
“ Psychiatrie” , “ Nervenärzte”  und Fachärzte für
“ Neurologie und Psychiatrie”  die M öglichkeit,
ihre Gebietsbezeichnung in die neue Bezeichnung
“ Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie”
umschreiben zu lassen. Zum anderen lief Ende
1999 die M öglichkeit aus,
die Zusatzbezeichnung in
einer berufsbegleitenden
Weiterbildung im soge-
nannten “ Baukastensy-
stem”  zu absolvieren. Seit-
her können ausschließlich
Weiterbildungen akzeptiert
werden, die bei einem Wei-
terbildungsinstitut bzw. bei
einer der anerkannten
Wei t er bi l dungsge-
meinschaften durchge-
führt werden. Infolge des
immer enger werdenden
“ Psychotherapiemarktes”
und der Verunsicherung
durch das Psychothera-
peutengesetz ist das Interesse an dieser Zusatz-
bezeichnung stark zurückgegangen.

Die ärztliche Fachkunde im Strahlenschutz beim
Umgang mit offenen und umschlossenen radio-
aktiven Stoffen sowie beim Betrieb von Beschleu-
nigern und Gammabestrahlungseinrichtungen
(gemäß StrlSchV) wurde in 9 Fällen erteilt. In
80 Fällen konnte die ärztliche Fachkunde im
Strahlenschutz in der Medizinischen Röntgendia-
gnostik/-therapie (gemäß RöV) nach Übergangs-
bestimmungen erteilt werden. Außerdem wurden
202 Bescheinigungen gemäß der Regelbe-
stimmungen der Fachkunderichtlinie nach der
RöV überreicht.

Damit eine Ärztin/ ein Arzt am organisierten Ret-
tungsdienst teilnehmen darf, muß sie/er über den
Fachkundenachweis “ Rettungsdienst”  verfügen,
welcher im Berichtsjahr an 237 Ärztinnen und Ärzte
vergeben werden konnte. Darüber hinaus wurde
die Qualifikation “ Leitender Notarzt”  79 mal er-
teilt.



Für 2001 sind dezen-
trale onkologische Fortbil-
dungen in Darmstadt geplant.

Fortbildung für das Praxisteam
Ein- und mehrtägige Fortbildungen, die über-
wiegend an Samstagen angeboten werden, rich-
ten sich an die M itarbeiter/innen der Arztpra-
xen. Die Veranstaltungen bieten die M öglich-
keit, mit den Veränderungen der Arbeitswelt
Schritt zu halten. Angeboten werden Fortbildun-
gen in den Bereichen “ Prüfungsvorbereitung für
Auszubildende” , “ M edizinische Fachkunde” ,
“ Praxisorganisation, -management und Abrech-
nung” ,  Pädagogik, Psychologie und Präventi-
on wurden ausgebaut. Im Jahr 2000 fanden von
55 angebotenen Fortbildungsveranstaltungen
30 Kurse mit insgesamt 560 Teilnehmer/innen
statt. Damit gab es im Vergleich zum Vorjahr eine
leichte Erhöhung der Teilnehmerzahlen um 92.

Weiterbildung zum/zur Arzt-Fachhelfer/in
Im vergangenen Jahr wurde der letzte Lehrgang
auf der Basis des Curriculums der Bundes-
ärztekammer von 1993 weitergeführt und die
Umsetzung des neuen Curriculums begonnen.
Der überwiegend auf M anagement und Verwal-
tung der Arztpraxis ausgerichtete Pflichtteil der
Aufstiegsfortbildung zur Arzt-Fachhelferin / zum
Arzt-Fachhelfer wird künftig in M odulform
angeboten werden.

Wohnen in der Carl-Oelemann-Schule
Die Carl-Oelemann-Schule organisiert auch die
Verpflegung und Unterbringung der Teilnehmer/
innen. Insgesamt wurden im Jahr 2000 die Gä-
ste mit 19903 M ittagessen sowie insgesamt
20751 Frühstücks- und Abendmahlzeiten ver-
sorgt. 1452 Teilnehmerbewirtungen in Kursen
und Besprechungen wurden sichergestellt. Das
Internat nahmen 2914 Gäste mit  14286
Internatstagen in Anspruch.

Internet und Neubau des Seminar-Gebäudes
Die Carl-Oelemann-Schule präsentiert sich seit
Ende 1999 in den Internet-Seiten der Landes-
ärztekammer Hessen. Interessierte können sich
dort über Ansprechpartner, Veranstaltungsan-
gebote, Geschichte sowie über Veranstaltungs-

räume, Gästezimmer und Aufenthaltsräume des
Internats informieren. Die Planung des Seminar-
gebäude-Neubaus erforderte auch 2000 ein ho-
hes, zeitliches Engagement von Gremien und
Schulleitung, um ein kostengünstiges, umwelt-
schonendes und zukunftsorientiertes Konzept ge-
währleisten zu können.

Jutta Beleites
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Außerdem wurden die Vergabe und die Form der
Teilnahmezertifikate festgelegt.

Da in der Ärzteschaft große Unsicherheiten hin-
sichtlich der Bestimmungen und Qualitätsan-
forderungen der neuen Richtlinie herrschten,
gingen im vergangenen Jahr eine Flut von An-
fragen - sowohl in schriftlicher als auch in telefo-
nischer Form – bei uns ein.

Ein sogenanntes Fortbildungszertifikat “ Aku-
punktur”  wurde von der Hessischen Landesärz-
tekammer nicht eingeführt. Im Rahmen der No-
vellierung der (Muster-) Weiterbildungsordnung,
wird über einen Qualifikationsnachweis für Aku-
punktur nachgedacht.

In Gesprächen mit dem M DK Hessen war klar-
zustellen, daß außer der Landesärztekammer
keine andere Organisation - auch nicht der
M DK- befugt ist, berufsrechtlich relevante Kri-
terien für die Qualifikation von Ärztinnen und
Ärzten oder für die Erbringung von Leistungen
festzulegen.

Bezüglich der Zertifizierung und Anrechenbar-
keit von Akupunkturkursen gingen im vergan-
genen Jahr viele schriftliche und telefonische An-
fragen von interessierten Ärztinnen und Ärzten
ein.

In Zusammenhang mit der Facharztweiter-
bildung “ Psychotherapeutische Medizin”  und der
Bereichserweiterung “ Psychotherapie”  und “ Psy-
choanalyse”  mußten mit der Kassenärztlichen
Vereinigung Liquidationsprobleme geklärt wer-
den. Damit künftig keine Schieflage auf dem
“ Psychotherapiemarkt”  zu Lasten der Ärzte ent-
steht, forderte die Landesärztekammer eine
Gleichstellung der ärztlichen Psychotherapeuten
mit den nichtärztlichen Psychotherapeuten ein.

Um die Weiterbildung im Gebiet “ Psychothera-
peutische M edizin”  in ihrer Gesamtheit umset-
zen zu können, war es notwendig, für die gefor-
derten Langzeittherapien Weiterbildungs-
möglichkeiten zu schaffen. Wir entwickelten da-
für ein Kooperationsmodell zwischen dem an der
Klinik zur Weiterbildung ermächtigten Arzt und
niedergelassenen Ärzten. Der hierzu von uns aus-
gearbeitete Kooperationsvertrag wurde von der
Rechtsabteilung bestätigt.

Sabine Schmeink-Ahrendt

Die Carl-Oelemann-Schule ergänzt die Ausbil-
dung von Arzthelfer/innen durch überbetriebliche
Ausbildungsmaßnahmen und fördert ihre Fort-
und Weiterbildung.
M it der überbetrieblichen Ausbildung unter-
stützt das Team die Arztpraxen bei der Erfüllung
der Anforderungen des Ausbildungsrahmenplans.
Die C-O-S versteht sich als Ergänzung zur Arzt-
praxis und gleicht durch eine einheitliche fach-
theoretische und fachpraktische Grundquali-
fikation der Auszubildenden praxisspezifische
Besonderheiten in der Ausbildung aus. Das Kon-
zept der Überbetrieblichen Ausbildung fördert
gleichzeitig die Qualitätssicherung von Behand-
lung und Betreuung der Patienten in der Arztpra-
xis. Auch vor den Arztpraxen macht der Fort-
schritt nicht halt. Um den Qualitätsstandard des
Berufes der Arzthelferin zu erhalten und zu för-
dern, bietet die Carl-Oelemann-Schule jedes Jahr
eine Fülle von dem Bedarf der Arztpraxen ange-
paßte Fortbildungsveranstaltungen an. Wir wol-
len Wissensvermittlung auf hohem Niveau bie-
ten und bemühen uns in allen Bereichen ständig
um Weiterentwicklung. Die Einrichtung eines
neuen EDV-Raums ist nur ein Beitrag dazu.
Supervisionen und Unterrichtshospitationen so-
wie Fortbildungsangebote für Lehrkräfte garan-
tieren die inhaltliche Qualität des Unterrichts.

Aus- Fort- und Weiterbildung in Zahlen
4.473 Teilnehmer/innen wurden im Jahr 2000
in 10.891 Unterrichtsstunden aus-, fort- oder
weitergebildet. Die Bildungsleistung umfaßte
insgesamt 18.588 Teilnehmertage. Damit haben
seit Beginn 91.977 Teilnehmer/innen das Bil-
dungsangebot der Carl-Oelemann-Schule ge-
nutzt. Bei der überbetrieblichen Ausbildung von
Arzthelfer/innen ist die Gesamtteilnehmerzahl
gegenüber dem Vorjahr um 66 Personen auf
insgesamt 3.041 Auszubildende gesunken.

Zu den Qualifizierungsfortbildungen gehören die
Strahlenschutzlehrgänge für Hilfskräfte in der
M edizin gem. § 23 Nr. 4 RÖV; im vergangenen
Jahr wurden 6 Lehrgänge durchgeführt, die 101
Mitarbeiter/innen aus Praxen und Kliniken erfolg-
reich absolvierten. Die Auslastung liegt damit an-
nähernd auf der Höhe von 1996. Unsere Lehr-
kräfte bieten bei Bedarf auch nach den abgeschlos-
senen Lehrgängen unbürokratisch fachliche Be-
ratung an und leisten damit für die Arztpraxen
einen Service, der weit über die Angebote kom-
merzieller Veranstalter hinausgeht.

Im Jahr 2000 fand in der Carl-Oelemann-Schule
erstmalig der Kurs “ Assistenz beim ambulanten
Operieren”  mit 22 Teilnehmer/innen statt. Außer-
dem bietet  die Schule Arzthel fer /innen
einen qualif izierte 120-Stunden-Lehrgang
Onkologische Fortbildung an, der im Jahr 2000
von 17 Teilnehmerinnen besucht wurde. Neben
medizinischer und pflegerischer Fortbildung stellt
die psychosoziale Betreuung von Krebspatienten
einen besonderen Schwerpunkt des Lehrgangs dar.

Bildanimation „ Sitzungssaal“  des Neubaugebäudes

Serviceleistungen für die Arztpraxis

Carl-Oelemann-Schule
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Veränderungen durch SAVD

 Bezirksärztekammern

zu stellen und sein Stellvertreter, Herr Dr. med.
Strack, ebenfalls signalisiert hatte, wegen Ar-
beitsüberlastung nicht wieder zu kandidieren,
war klar: die “ Spitze der Kammer”  befand sich
im Umbruch. Am 9.September stand der neue
Kammervorstand fest. Erich Lickroth, Fach-
arzt für Allgemeinmedizin war zum neuen
Vorsitzenden, Herr Dr. med. Karlhans Baum-
gartl zu seinem Stellvertreter gewählt worden.

Im Berichtszeitraum tat sich ein zusätzliches
Arbeitsfeld auf. Durch die neue Verordnung
des Gesetzgebers zur verkehrsmedizinischen
Begutachtung wurde die Bezirksärztekammer
flutartig mit Fragen von Ärzten und betroffe-
nen Personen überhäuft. In kürzester Zeit
mußten sich die M itarbeiter mit der Thema-
tik befassen und verschickten ein Rundschrei-
ben an die niedergelassenen Ärzte mit der
Gebietsbezeichnung Allgemeinmedizin, Inne-
re M edizin, Augenheilkunde und Neurologie
bzw. Psychiatrie. Dem Schreiben war ein Flyer
beigefügt, auf dem die Ärzte mitteilen sollten,
ob sie eine solche Untersuchung vornehmen
und ob ihr Name für den Zweck weitergege-
ben werden kann. Auf der Basis dieser Anga-
ben erstellte die Bezirksärztekammer eine
Ärzteübersicht und gab die entsprechenden
Formulare an 71 interessierte Ärzte zum
Selbstkostenpreis ab.

Bezirksärztekammer Frankfurt
Die Frankfurter stellen dem neuen M elde-
programm SAVD gute N oten aus: “ Die
Bearbeitungszeiten für Anfragen und Anträ-
ge konnten durch den Einsatz der neuen Tech-
nologien erheblich verkürzt werden.”  Abge-
sehen von kleineren technischen Schwierigkei-
ten verlief die Umstellung auf die Oracle-Da-
tenbank hier problemlos.

Die Bezirksärztekammer Frankfurt betreut
9.708 Ärztinnen und Ärzte. Gegenüber dem
Vorjahr erhöhte sich die Anzahl der M itglie-
der damit um 1,4 %. Ihre Interessen vertritt
Dr. med. W.A. Fach als Vorsitzender und Dr.
med L. Born als Stellvertreter.

In den Sprechstunden oder am Telefon ließen
sich im Jahr 2000 neben niedergelassenen Kol-
leginnen und Kollegen zunehmend Ärzte im
Praktikum beraten. Ihre Fragen betrafen
M eldeordnung, Beitragsordnung, Weiterbil-
dung und Privatniederlassungen.

Auch die Ausbildung zur Arzthelferin war The-
ma vieler Beratungsgespräche. Die zukünftigen
Arzthelfer/innen und die ausbildenden Ärztin-
nen und Ärzte werden für die Dauer der Aus-
bildungszeit, die in der Regel drei Jahre beträgt,
von der Bezirksärztekammer betreut. M ehr-
mals im Jahr nimmt die Landesärztekammer
Hessen mit einem eigenen Stand an Berufs-
informationsmessen in Schulen teil; eine M it-
arbeiterin der Bezirksärztekammer Frank-
furt betreut diese Ausstellungen, bei denen sich
interessierte Schülerinnen und Schüler über
den Beruf “ Arzthelfer/in”  informieren können.

An den sechs Fortbi l-
dungsveranstaltungen für
Ärztinnen und Ärzte, die
Herr Prof. Dr.  med. P. Althoff, Direktor der M e-
dizinischen Klinik des Bürgerhospitals Frankfurt
und Fortbildungsbeauftragter der Bezirks-
ärztekammer, im vergangenen Jahr organisierte
und leitete, nahmen  479 Kolleginnen und Kolle-
gen teil; davon 176 Ärzte im Praktikum. Der
durchschnittliche Besuch lag bei 80 Teilnehmern.

Bezirksärztekammer Gießen
“ Im Jahr 2000 konnten wir eine personelle
Kontinuität in der Bezirksärztekammer Gie-
ßen verzeichnen, die jedoch bisher leider noch
nicht zu der erwünschten Entspannung der
Personalsituation geführt hat” , erklärt die
Gießener Bezirksärztekammer.

Ein Schwerpunkt der Tätigkeiten lag auch im
vergangenen Jahr auf Gesprächen, Telefona-
ten und schriftlichen Stellungnahmen zu Be-
schwerden von Patientinnen und Patienten.
Rege nutzten sowohl Ärztinnen und Ärzte als
auch Patientinnen und Patienten die Sprech-
stunden der Vorsitzenden, Frau Dr. med. B.
Ende, und des zweiten Vorsitzenden, Herrn
PD Dr. med. M . Berliner.

Wenn über Ärztinnen und Ärzte mit Sucht-
problemen Beschwerden von Kollegen oder
Patienten vorgetragen werden, versucht die
Bezirksärztekammer bereits im Vorfeld einzu-
greifen, um mögliche Komplikationen oder
den Entzug bzw. das Ruhen der Approbation
zu vermeiden.

In Zusammenarbeit mit den Fortbildungs-
beauftragten der Bezirksärztekammer wurden
im Jahr 2000 insgesamt 8 ärztliche Fortbil-
dungsveranstaltungen organisiert, an denen
rund 1000 Ärztinnen und Ärzte teilnahmen.
Insgesamt betreute die Bezirksärztekammer im
zurückliegenden Jahr 4.282 Ärztinnen und
Ärzte; dies bedeutete eine Z unahme von
1,59% gegenüber 1999.

Die Abteilung Arzthelfer/in – Ausbildungswe-
sen registrierte 183 neu abgeschlossene Berufs-
ausbildungsverträge zum Jahresende gegenüber
191 im Vorjahr. 4 bzw. 3 Verträge waren auf
eine Ausbildungszeit von 2 Jahren verkürzt. Als
hilfreich werden die Kontakte zum Arbeitsamt
bezeichnet; häufig nimmt ein M itarbeiter des
Arbeitsamtes an den Freisprechungsfeiern der
Arzthelfer/innen teil.

Bezirksärztekammer Kassel
Ausbildung der Arzthelfer/ innen
Im Unterschied zu 1999 stieg die Zahl der in
Ausbildung befindlichen Arzthelfer/innen im
vergangenen Jahr wieder an:

Die Bezirksärztekammer Kassel  kann damit
eine ausgeglichene Tendenz in der Ausbildungs-
tätigkeit - trotz wirtschaftlich schwieriger Zei-
ten - verzeichnen.

Sie sind über ganz Hessen verteilt: Die sechs
Bezirksärztekammern mit Sitz in Frankfurt,
Darmstadt, Gießen, Kassel, M arburg und
Wiesbaden nehmen als regionale Verwaltungs-
stellen besondere Aufgaben der Landesärzte-
kammer wahr. Dazu zählen in erster Linie M el-
dewesen, Schlichtung und Fortbildung, aber
auch Beratung von M itgliedern und Bürgern.
Für Patienten sind die Bezirksärztekammern
Anlaufstellen für Anfragen über Fachrichtun-
gen und bestimmte Therapieformen. Einen
Schwerpunkt der Arbeit bilden Gespräche,
Telefonate und schriftliche Stellungnahmen zu
Patientenbeschwerden. Auch die Sprechzeiten
der Vorsitzenden der Bezirksärztekammern
werden von Ärzten und Patienten rege genutzt.

In Abstimmung mit Landesärztekammer, Carl-
Oelemann-Schule , Berufsschulen und M itglie-
dern des Prüfungsausschusses bereiten die
Bezirksärztekammern außerdem die Prüfun-
gen zur Arzthelferin oder zum Arzthelfer vor
und werten sie aus. Die Abteilungen Arzthel-
fer/in- Ausbildungswesen dokumentieren ne-
ben den Berufsausbildungsverträgen auch
Änderungen und Ergänzungen im Verlauf der
Berufsausbildungszeit.

M it der Einführung von SAVD (Schnelles Arzt-
verwaltungsdatenprogramm) wurde im Jahr
2000 ein neues Zeitalter eingeleitet. Keine Kar-
teikarten, kein mühsames Einsortieren von
Umzugsmeldungen mehr: Über eine Standlei-
tung wurden die Bezirksärztekammern mit der
Landesärztekammer vernetzt. Alle Daten, die
durch An-, Um- und Abmeldung der in ihrem
Bezirk tätigen Kolleginnen und Kollegen an-
fallen, werden mit SAVD erfaßt und aktuali-
siert. Veränderungen lassen sich in “ Echtzeit”
abfragen.

Bezirksärztekammer Darmstadt
Selten geht die Umstellung auf neue Arbeits-
formen und Technologien problemlos über die
Bühne. Auch in Darmstadt war die Einfüh-
rung von SAVD anfangs mit programm-
immanenten Störungen verbunden. Die Spe-
zialisten der EDV-Abteilung hätten die Be-
schwerden entnervter M itarbeiterinnen jedoch
geduldig und einfühlsam entgegengenommen,
erinnern sich die Betroffenen. M it vereinten
Kräften konnte das Programm jedes M al wie-
der in Gang gesetzt werden.

Die M itgliederzahl der Kammer hat sich im
vergangen Jahr von 3.437 (am 31.12.1999)
auf 3.476 (am 31.12. 2000) geringfügig er-
höht. Vor allem aber stand 2000 im Zeichen
der Kammerwahlen, die sich für die Darmstäd-
ter Bezirksärztekammer besonders spannend
und aufregend gestalteten. Nachdem der bis-
herige Vorsitzende, Herr Dr. med. Pfuhl, mit
Hinweis auf die “ tickende biologische Uhr”
angekündigt hatte, sich nicht mehr zur Wahl
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Insgesamt wurden im vergangenen Jahr 224
Auszubildende (davon 23 vorzeitig) zur Ab-
schlußprüfung zugelassen. Die Abschlußfeiern
fanden im Winter in den Räumen der KV-
Bezirksstelle statt, zum Sommertermin mietete
die Kammer wieder einen Saal in einem örtli-
chen Hotel. Da die Kosten nicht unerheblich
waren und sich der Zustand des Hotels als un-
befriedigend erwies, wird nun nach anderen,
geeigneteren Räumen gesucht.

Weiterbildungsordnung
Der Antragsstau ist  inzwischen von der
Weiterbildungsabteilung abgearbeitet.
Die Anzahl kollegialer Nachfragen und Be-
schwerden wegen zu langer Bearbeitungszeiten
sind kein Thema mehr. Auch im vergangenen
Jahr erreichten die Bezirksärztekammer viele
Fragen zur Weiterbildungsordnung; dabei ging
es häufig lediglich um Formalien: Was wird wie
und wo eingereicht?

Berufsaufsicht im Sinne der Berufsordnung
Im Jahr 2000 war es in mehreren Fällen not-
wendig, den kollegialen Schlichtungsausschuß
einzuschalten. 1999 hatte die Kammer ihn nur
in einem Fall bemühen müssen. Etliche Verfah-
ren konnten allerdings schon im Vorfeld durch
Gespräche mit dem Vorsitzenden der Bezirks-
ärztekammer und dem Vorsi tzenden des
Schlichtungsausschusses bereinigt und beigelegt
werden. Dr. Zürner und seinem Ausschuß ge-
bührt an dieser Stelle herzlicher Dank. Anlaß
zu Streit gaben auch Verstöße gegen das
Werbeverbot und Tätigkeit von Ärzten in
außerärztlichen Bereichen - in Zeitungsartikeln
beispielsweise. Wie in den vergangenen Jahren
sorgte die Beschilderung von Praxen für Streit
und einzelne Beanstandungen.

In schriftlicher Form gingen rund 135 Beschwer-
den von Patienten gegen Ärzte bei uns ein. Da-
mit hat sich die Anzahl dieser Beschwerden ge-
genüber dem Vorjahr leicht erhöht. M ündlich
oder telefonisch erreichte die Bezirksärzte-
kammer etwa noch einmal die gleiche M enge.

In vielen Fällen ließ sich die Streitigkeit einver-
nehmlich regeln, so daß - trotz der hohen An-
zahl von Beschwerden - die Gutachter und
Schlichtungsstelle nur in wenigen Fällen an-
gerufen werden mußte.

In 7 Fällen wurde das Verfahren 1999 an die
Gutachter und Schlichtungsstelle abgegeben.

M eldewesen
M it dem Einzug der EDV ist in diesem Bereich
endlich die elektronische Infrastruktur für eine
vernetzte Bearbeitung geschaffen worden.

Privatliquidation
Hier ergaben sich im Vergleich zum Vorjahr
keine Änderungen:
Abrechnungsbetrug war auch 2000 in keinem
Fall Inhalt einer Rechnungsüberprüfung.

Beratungstätigkeit
Die Spanne sonstiger Beratungstätigkeiten
reichte von kollegialer Beratung über Patienten-
beratung bis hin zur Benennung von Gutach-
tern für verschiedene Gerichte.

M itgliederstand
Der Bezirksärztekammer Kassel gehörten zum
Stichtag 31.12.00 insgesamt 4672 M itglieder
an.

Dr. med. Lothar Werner Hofmann
Vorsitzender der Bezirksärztekammer Kassel

Bezirksärztekammer M arburg
Obwohl auch M arburg seit dem 30. August
2000 das Ärztliche M eldewesen über SAVD
abwickelt, werden die Daten hier zusätzlich
weiterhin auf herkömmliche Weise erfaßt: Aus
Sicherheits- und Kontrollgründen, wie es in
dem Jahresbericht heißt. Die Bezirksärzte-
kammer betreut 2100 M itglieder. Vorsitzender
ist Dr. med. Karl Uffelmann, Stellvertreter ist
Prof. Dr. med. H. Kuni.

Die M itarbeiter der Bezirksärztekammer füh-
ren über rund 350 Ausbildungspraxen Kar-
tei; rund 550 Ausbildungsstätten sind grund-
sätzlich als Ausbildungspraxen anerkannt. Im
vergangenen Jahr konnten 90 neue Berufs-
ausbildungsverträge eingetragen werden; ins-
gesamt bestanden im Berichtszeitraum 235
Verträge. In 17 Fällen wurden die Berufs-
ausbildungsverträge vorzeitig gelöst. An der
Winter- und Sommerabschlußprüfung nah-
men insgesamt 57 Auszubildende, an der
Zwischenprüfung 45 Auszubildende teil. Alle
Prüfungen wurden von der Bezirksärzte-
kammer organisiert.

Zu den M itgliedern der Prüfungsausschüsse,
zur Berufsschule und zu dem Ausbildungs-
berater/ der Ausbildungsberaterin besteht re-
gelmäßiger Kontakt. Am 1. Dezember 2000
wurde das Amt des Ausbildungsberaters neu
besetzt; auch der Prüfungsausschuß  fügte sich
neu zusammen.

Die Bezirksärztekammer bearbeitete im zu-
rückliegenden Jahr 70 Patientenbeschwerden;
viele der darüber hinaus telefonisch, persön-
lich oder schriftlich vorgetragenen Beschwer-
den blieben in Bezug auf die behandelnden
Ärzte anonym.
Jeweils vor den beiden Delegiertenversammlungen

sowie vor der konstituie-
renden Delegiertenver-
sammlung der Landesärzte-
ammer fanden in M arburg Bezirks-
Delegiertenversammlungen statt. Außerdem ver-
anstaltete die Bezirksärztekammer im Frühjahr
und im Herbst zwei Seniorentreffen.

Bezirksärztekammer Wiesbaden
In den Gesprächen, die der Vorsitzenden der
Bezirksärztekammer, Herrn med Dr. Ulrich
Lang, während seiner Sprechzeiten sowohl mit
Ärztinnen und Ärzten als auch mit Patientin-
nen und Patienten führte, herrschten zwei
Themenfelder vor:

1) Fragen der Weiterbildung, Existenz-
gründungsberatungen, Vorstel lung
von neuen Kol legen, die sich im
Kammerbereich niederlassen, Einhal-
tung des Werbeverbots, kollegiales Ver-
halten zwischen Ärzten.

2) Anfragen von Patienten bezüglich der
Budgetierung, Erläuterungen zu GOÄ-
Rechnungen, Beschwerden über Ärzte
wegen möglicher Behandlungsfehler.

Überw iegend wurden die Pat ienten-
beschwerden allerdings in schriftlicher Form
an die Bezirksärztekammer herangetragen.

3.253 M itglieder zählte die Wiesbadener Kam-
mer am Ende des vergangenen Jahres. Im Be-
reich M eldewesen lag der Schwerpunkt auf der
Bearbeitung von Neuanmeldungen und Än-
derungsmeldungen; es waren Unklarheiten mit
dem Vorsitzenden zu besprechen, Approba-
tions- und Promotionsurkunden anzufordern
und einzutragen, Arztausweise zu verlängern
oder neu auszustellen (194 Neuausstellungen),
sowie die Goldenen Doktorjubiläen (12) und
die “ runden”  Geburtstage (148) zu bearbei-
ten.

Durch die Einführung von SAVD am
31.08.2000 wurde die Sachbearbeitung zwar
vereinfacht, die M itarbeiter mußten aber zu-
nächst zahlreiche Sonderaufgaben überneh-
men, um die von Gbase nach SAVD übernom-
menen Daten auf einen einheitlichen und kor-
rekten Stand zu bringen.

Aus Anlaß der Vorbesprechung der Delegier-
tenversammlung im November 2000 wurde
der langjährige stellvertretende Vorsitzende
der Bezirksärztekammer Wiesbaden, Herr Dr.
med. Hans Ekhof mit Dank für seine heraus-
ragende Arbeit in den letzten Jahren verab-
schiedet.

Im Bereich Arzthelfer/in – Ausbildungswesen
führte die Bezirksärztekammer zwei Ab-
schlussprüfungen (Winter-/Sommer 2000) sowie
die Zwischenprüfung im M ärz und im Okto-
ber (Ersatztermin) durch. 156 (darunter 1 männ-
licher Kandidat!) der insgesamt 178 Teilneh-
mer bestanden die Prüfung.
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Zahlreiche Leserzuschriften

Hessisches Ärzteblatt
Das 1999 rundum erneuerte Gesicht des Hessi-
schen Ärzteblatts rief auch im vergangenen Jahr
ein positives Echo hervor. Zahlreiche Leserzu-
schriften waren ein weiterer Fingerzeig auf das
gestiegene Interesse an der äußerlich und inhalt-
lich gewandelten Publikation. Regelmäßig trifft
sich das Redaktionsteam unter dem Vorsitz von
Chefredakteur Prof. Dr. med. Toni Graf-Bau-
mann zu den monatlichen Redaktionssitzungen,
um die Beiträge der nächsten Ausgabe zu bespre-
chen. Die Schriftlei-
tung haben Prof. Dr.
med. Graf-Baumann,
Dr. med. M ichael
Popovic´ (verant-
wortlich für die M it-
teilungen der LÄK
Hessen), Professor Dr.
med. Ernst-G. Loch
(verantwortlich für
die M itteilungen der
Akademie) und
Renata Naumann
(verantwortlich für die M itteilungen der Kassen-
ärztlichen Vereinigung). Außerdem gehören Katja
M öhrle, Pressestelle der LÄK Hessen (bis
31.8.2000 Renate Rehn), und M onja Laschet
(Pressestelle der KV Hessen) dem Redaktions-
team an. Der wissenschaftliche Beirat des Hessi-
schen Ärzteblatts setzt sich aus 15 ärztlichen M it-
gliedern zusammen.

M it den redaktionellen Aufgaben ist die Re-
daktionsassistentin, Angelika Kob, betraut. Sie er-
faßt die M anuskripte auf dem PC und erstellt die
Endfassung der Texte, nachdem diese von der
Schriftleitung redaktionell überarbeitet worden
sind. Zu ihren Arbeiten zählen das Korrekturle-
sen sowie die Zusammenstellung, Kontrolle und
Korrektur der weißen Fortbildungsseiten (seit
1998 erweitert durch die Neuaufnahme der AiP-
Veranstaltungen der Akademie in Bad Nauheim).
Gemeinsam mit dem Verlag bereitet sie den Um-
bruch vor.
Sie verhandelt mit den Autoren über Ergänzun-
gen, Kürzungen und Illustrationen. Honorar-
vergabe und Belege fallen ebenfalls in ihren Be-
reich. Kob sichtet die Korrespondenz und be-
antwortet Anfragen nach Rücksprache mit der
Schriftleitung. Außerdem bereitet sie die Redak-
tions-Konferenzen vor, nimmt an ihnen teil und
führt Protokoll. Neben ihrer Haupttätigkeit für
das Hessische Ärzteblatt hat sie im Jahr 2000 auch
verschiedene Arbeiten für die Abteilung Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit übernommen.

Positive Resonanz

M enschenrechtsbeauftragter
Für den M enschenrechtsbeauftragten der Lan-
desärztekammer Hessen standen auch im Jahr
2000 Probleme der Begutachtung von Asyl-
bewerbern durch Ärzte und die dabei entstehen-

den Konflikte im Vordergrund. Die hierzu im
April 2000 vom Präsidium veröffentlichten
Grundsätze trafen bei zahlreichen Kollegen, die
in diesem Feld arbeiten, auf eine sehr positive
Resonanz.

Bei einem Besuch des Bundesgrenzschutzes
konnten mit dem ärztlichen Dienst viele prakti-
sche Probleme diskutiert und so die Kooperati-
on für die Zukunft verbessert werden.

Dr. med. Ernst Girth

Tue Gutes und rede darüber

Abteilung Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit

“ Worüber wir nicht berichten, das hat nicht
stattgefunden” : Diese – zugegebenermaßen
reichlich arrogante - Bemerkung eines Journa-
listen muß jedem, der im Bereich Presse- und
Öffentlichkeitsarbeit tätig ist, Ansporn sein.
Wer ein Unternehmen, eine Behörde oder eine
Körperschaft wie die Ärztekammer nach au-
ßen vertreten will, ist auf die M edien angewie-
sen. Erst die Präsenz in Presse, Rundfunk und
Fernsehen läßt eine Einrichtung im öffentlichen
Bewußtsein lebendig werden; als weiteres Fo-
rum der Selbstdarstellung und Kommunikati-
on ist das Internet nicht mehr wegzudenken.

Pf lanzen, die im
Verborgenen blü-
hen, bleiben meist
unentdeck t . Um
ei nem sol chen
Schicksal entgegen-
zuwirken, handelt
die Abteilung Pres-
se- und Öffentlich-
keitsarbeit der Lan-
desärztekammer
Hessen nach dem
M otto: Tue Gutes
und rede darüber!
Regelmäßige Pres-
semitteilungen, Informationsaustausch mit
Journalisten, Pressekonferenzen sowie “ Run-
de Tische”  mit Vertretern der M edien geben
Einblick in die Tätigkeit der Ärzteschaft und
sind wesentliche Säulen der Öffentlichkeitsar-
beit. Außerdem wurde in Hessen vor einigen
Jahren der Experten-Service ins Leben gerufen,
der so erfolgreich ist, daß er inzwischen in an-
deren Bundesländern Nachahmer gefunden hat:
Auf Anfrage von Journalisten vermitteln wir
ärztliche Experten für Interviews, Hintergrund-
gespräche und Fernsehauftritte.

Genforschung, Fluglärm und Schadstoffbe-
lastung, BSE und die Ausbeutung von Ärzten im
Krankenhaus waren wesentliche Themen, mit
denen sich die Abteilung im Jahr 2000 in Form
von Pressemitteilungen auseinandersetzte. Zum
ersten M al fand im August ein Runder Tisch mit
ausgewählten Journalisten statt, in dessen

M ittelpunk die Präim-
plantat ionsdiagnost ik
stand. Ende August erfolg-
te auch ein personeller Wechsel: Renate Rehn,
die die Abteilung seit 1998 als Pressereferentin
geleitet hatte, ging zum 31.08.2000 in Ruhe-
stand; neue Pressereferentin wurde Katja
M öhrle, die am 01.07.2000 ihre Arbeit genom-
men hatte.  Als Stabsstelle ist die Position di-
rekt dem Präsidenten und dem Hauptgeschäfts-
führer zugeordnet.

Aufgabe der Abteilung ist die Außen- und
Innendarstellung der Kammer. Neben der  Öf-
fentlichkeit informieren wir auch die ärztlichen
M itglieder und die M itarbeiterinnen und M it-
arbeiter der Kammer. So berichtet die Presse-
referentin monatlich im Hessischen Ärzteblatt
über Veranstaltungen und aktuelle Themen.
Die erste Ausgabe der M itarbeiterzeitschrift
“ die landesärztekammer”  erschien Anfang Ok-
tober 2000; sie enthält Neuigkeiten aus den Ab-
teilungen, Berichte über Kammeraktivitäten,
eine eigene Rubrik des Personalrats und Ver-
mischtes (Kultur- und Freizeittips). Die M itar-
beiter sind gebeten, sich mit eigenen Beiträgen
an der viermal jährlich erscheinenden Zeit-
schrift zu beteiligen. Das Echo auf die beiden
ersten Nummern war ausgesprochen erfreulich.

Einige Daten und Fakten:
Im vergangenen Jahr hat die Abteilung Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit 25 Pressemitteilungen

herausgegeben; seit Au-
gust 2000 sind durch-
schnittlich im Monat drei
Pressemitteilungen er-
schienen. Der überwie-
gende Teil fand einen re-
gen Widerhall in den Me-
dien. Ungebrochen ist
auch das Interesse an un-
serem Experten-Service:
Rund 170 M al wurde er
im Jahr 2000 in An-
spruch genommen. Die
Vermittlung zwischen
Journalisten und Ärztin-

nen und Ärzten trägt zu wachsendem gegenseiti-
gen Verständnis bei und ist damit ein Beitrag zur
Image-Förderung der hessischen Ärzteschaft.

In den Verantwortungsbereich der Abteilung
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit fällt auch der
Online-Auftritt der Kammer. Gemeinsam mit
der EDV-Abteilung und dem zuständigen
M itarbeiter, Andreas Sommer, wurde die
Homepage im vergangenen Jahr modifiziert.
Da jedoch ein völlig neues Konzept in Planung
ist, bildete die Pressereferentin im Herbst eine
Online-Redaktion, die den neuen Auftritt
strukturell und inhaltlich vorbereitet. Das
Redaktions-Team setzt sich aus M itarbeitern
unterschiedlicher Abteilungen des Hauses zu-
sammen. Z iel ist, die Homepage zu einem ef-
fektiven Instrument der externen und internen
Kommunikation zu machen. N eben Olaf
Bender,  Thomas Friedl,  Angela Hennecke,
Andreas Lochner,   Andreas Kortmann  und

Katja Möhrle
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Andreas Sommer zählt auch Dr. med. Roland
Kaiser (Stabsstelle Qualitätssicherung, Versor-
gungsmanagement und Gesundheitsöko-
nomie) zu dem Team. Da sich die Arbeitsbe-
reiche dieser  Stabsstelle und des Referats Öf-
fentlichkeitsarbeit an einigen Stellen berühren,
ergab sich schon im vergangenen Jahr eine gute
Zusammenarbeit. Für die Zukunft sind ge-
meinsame Projekte vorgesehen.
Katja M öhrle

Die Arbei t der Stabsstel le und des Kran-
kenhausausschusses im Jahre 2000 war we-
sentl ich beeinflußt von den Auswirkungen
der aktuel len Gesundhei tsgesetzgebung
(GKV 2000).

Im SGB V z.B. durch...
· neue Vorschriften zur Qualitätssicherung

(§§ 135a, 137)
· die Regelungen zu vernetzten und integrier-

ten Versorgungsstrukturen (§§ 63a ff, 73a,
140a ff)

· Förderung der Verbraucher- und Patienten-
beratung (§ 65b)

und im Krankenhausfinanzierungsgesetz durch...
· die grundlegende N euregelung zur

Krankenhausfinanzierung im § 17b durch
Einführung eines pauschal ierenden
Entgeltsystemes - DRGs (Diagnosis Related
Groups)

Im einzelnen ergaben sich die folgenden Schwer-
punkte:

Stationäre Versorgung
Der neue § 137 SGB V sieht bei den Vereinba-
rungen zur Qualitätssicherung im stationären
Bereich nur eine nicht weiter präzisierte ‚Beteili-
gung‘ der Bundesärztekammer vor.
Im Laufe des Jahres 2000 wurden zwischen den
Spitzenverbänden der gesetzlichen Krankenkas-
sen, dem Verband der privaten Krankenversi-
cherung und der Deutschen Krankenhaus-
gesellschaft (DKG) im Einvernehmen mit der
BÄK und dem Deutschen Pflegerat ein soge-
nannter „ Kuratoriumsvertrag“  (unter diesen fal-
len ab 1.1.2001 auch die bisherigen Qualitäts-
sicherungsmaßnahmen für Fallpauschalen und
Sonderentgelte!) abgeschlossen und eine neue
Bundesgeschäftsstelle Qualitätssicherung ge-
schaffen. Oberstes Lenkungsgremium wird ein
Bundeskuratorium, in das die Krankenkassen
gemeinsam, DKG, BÄK und Pflegerat jeweils bis
zu 9 Vertreter entsenden. Jede Gruppe hat 1
Stimme, der Vorsitz wechselt zwischen den
Gruppen.
Eigentl ich sollte diese Regelung auch auf
Länderebene verwirklicht werden. In einigen

Bundesländern wurden schon entsprechende
Verträge abgeschlossen oder befinden sich in
fortgeschrittenen Verhandlungsstadien. (Dabei
sind die Landesgeschäftsstellen Qualitätssiche-
rung häufig bei den Kammern angesiedelt.) In
Hessen gilt noch ein Vertrag aus dem Jahre
1995. Im 12-köpfigen Lenkungssauschuß ist die
LÄKH nur indirekt über zwei auf ihren Vor-
schlag von der H essischen Krankenhaus-
gesellschaft benannte Krankenhausärzte ver-
treten, die Projektgeschäftsstelle ist bei der
HKG eingerichtet. (Bereits Ende 1999 hatte der
Präsident sich bemüht, Kassen und HKG zu
Verhandlungen über eine Neuregelung für den
Lenkungsausschuß zu bewegen - jedoch ohne
positive Resonanz.) 2001 werden wir erneut
versuchen, auch in Hessen eine den Verhält-
nissen auf Bundesebene entsprechende Rege-
lung zu erreichen.

Beim KTQ - Projekt (Kooperation für Trans-
parenz und Qualität im Krankenhaus), einer
Initiative verschiedener Kostenträger, BÄK,
Krankenhausgesellschaften und Deutschem

Pflegerat, wurde inzwischen die Pilotphase I
(Selbstbewertung von 25 ausgewählten Kran-
kenhäusern anhand des vorläufigen Kriterien-
kataloges - darunter leider keines aus Hessen)
abgeschlossen. Eine erste Gruppe von 50
Visitoren ist ausgebildet, und die Pilotphase II
(Fremdbewertung der Krankenhäuser aus Pha-
se I) hat begonnen. Es stellt sich jetzt die Frage,
ob und in welchem Umfange ein Engagement
der Landesärztekammer für KTQ notwendig
und realisierbar ist. Aus einigen Krankenhäu-
sern wurde uns Bedarf signalisiert, und wir ha-
ben verschiedene Vorgespräche zu dieser Pro-
blematik mit potentiellen Kooperationspartnern
geführt.

1) Ambulante Versorgung und M odelle inte-
grierter Versorgung

Insgesamt ist eine sehr ernüchternde Bilanz in
diesem Bereich zu ziehen: Kaum handlungs-
und gestaltungsfähige Gesundheitspolitik auf
Bundesebene, anhaltende Auseinandersetzun-
gen über die integrationsfeindliche sektorale
Budgetierung, die Verzögerungs- und Ver-
weigerungshaltung der GKV vor dem Hinter-
grund ihres verschärften Wettbewerbes unter-
einander um M itglieder und die wachsenden
Probleme der Risikoselektion durch Kassen-

wechsel der Versicherten
haben nennenswerte Fort-
schritte und neue Projekte ver-
hindert. Dies  gilt für Strukturverträge (z.B. zum  Dia-
betes für Hessen) ebenso wie für Praxisnetze oder
Integrierte Versorgungen - letztere sind bisher nicht
umgesetzt worden, und selbst die dafür vom Ge-
setzgeber bis zum 30.6.2000 geforderte Rahmen-
vereinbarung zwischen KVen, Kassen und Kranken-
hausträgern ist noch nicht abgeschlossen.

2) M  E B I B  (M edizinisches Bürger -
Informations- und Beratungssystem)

Das Interesse von Bürgern und Patienten an
neuen, neutralen, zuverlässigen und leicht zu-
gänglichen Beratungs- und Informationsange-
boten zur medizinischen Versorgung hat auch
im Jahre 2000 weiter zugenommen. Inzwi-
schen ist, insbesondere im Internet, ein kaum
mehr zu überblickendes Heer kommerzieller
Anbieter, teilweise fraglicher Qualifikation
und Seriosität und mit kaum durchschaubaren
Zusatzinteressen (z.B. Patientensteuerung zu
bestimmten, Registrierungsgebühren zahlenden
Leistungserbringern oder im Auftrag von Kran-
kenkassen oder / und privaten Krankenversi-
cherungen), in diesem “ M arkt”  präsent. Die
Landesärztekammern Hessen und Rheinland-
Pfalz bemühten sich deshalb im vergangenen
Jahr gemeinsam intensiv um den Aufbau eines
gemeinnützigen, neutralen, unabhängigen und
qualifizierten, für alle Bürger leicht und kosten-
günstig zugänglichen Beratungssystems. Sach-
verstand, Kompetenz und gesicherte Daten der
Selbstverwaltungspartner sollten dort ebenso
einfließen wie die Interessen, Bedürfnisse und
Anregungen weiterer Beteiligter und Betroffe-
ner. Über Internet, Telefon und langfristig auch
regionale Beratungsstellen mit Publikumsver-
kehr sollte das System informieren und bera-
ten zu:

- Strukturen des medizinischen Versorgungs-
angebotes (Ärzte, Krankenhäuser, spezielle
Verfahren etc.) in beiden Ländern

- aktuellen allgemeinen medizinischen Fragen

- Problemen und Konflikten mit Leistungs-
erbringern und / oder Kostenträgern. (Er-
ste Ansprechstelle im Vorfeld der etablier-
ten Gutachter- und Schlichtungsstellen!)

M  E B I B  sollte gemeinsam von Kammern der
Heilberufe, Kassenärztlichen Vereinigungen,
M inisterien und Gesundheitsbehörden, Kran-
kenkassen, Versicherten- und Pat ienten-
organisationen, Krankenhausträgern, u.a. ge-
tragen und finanziert werden, bestehende Ein-
richtungen zur Verbraucherberatung sollten
sich beteiligen und um eine Förderung nach
§ 65b SGB V bewerben können. Detailplanung
und Vorbereitung der Gründung eines Träger-
vereines wurden einer Projektgruppe unter
Feder führung der   LÄKH   über t ragen.
Trotz intensiver Bemühungen und Werbung

Dr. med. Roland Kaiser

Qualität sichern und informieren

Stabsstelle Qualitätssicherung,
Versorgungsmanagement
Gesundheitsökonomie
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für die Idee M  E B I B gelang es nicht, einen
tragfähigen Konsens und ausreichendes En-
gagement aller erforderlichen Kooperations-
partner zu erzielen. Hier sind beispielhaft die
Verbraucherberatungseinrichtungen, die Kas-
senärztlichen Vereinigungen und Kranken-
hausgesellschaften und insbesondere die sich
geschlossen verweigernden Krankenkassen zu
nennen. Trotz häufiger öffentlicher Beteuerung
des Ideales eines gut informierten, mündigen
Patienten war den Kassen am Ende der Wett-
bewerb untereinander - koste er, was er wol-
le! - doch wichtiger als eine fachlich kompe-
tente, neutrale Information aller Versicherten.
Dies hat der teure Alleingang der AOK, einen
privaten kommerziellen Anbieter mit einem
medizinischen Informationsangebot exclusiv
für ausgewählte eigene M itglieder zu beauf-
tragen, eindrucksvoll bewiesen. Er ist wieder
ein Beispiel mehr für die Verschwendung von
Beitragsmitteln durch die GKV.

Da die große Lösung  M  E B I B  nicht ver-
wirklicht werden konnte, prüfen wir jetzt die
Alternative eines Arztsuch-Angebotes über
Internet in Zusammenarbeit mit der KVH.

3) Fortbi ldung - speziel l  zum ärzt l ichen
Qualitätsmanagement

Nach dem Ausscheiden von Herrn Dr. Viethen
wird der Kurs Ärztliches Qualitätsmanage-
ment in Bad Nauheim jetzt gemeinsam von
Dr. Herholz (KVH) und Dr. Kaiser (LÄKH)
organisiert und geleitet. Die Nachfrage ist in-
zwischen so groß, daß nur ein Teil der Anmel-
dungen berücksichtigt werden kann. Auch
zukünftig werden wir ausschließlich Ärzte (aus
allen ärztlichen Tätigkeitsbereichen!) aber kei-
ne anderen Berufsgruppen zulassen. Praxisnä-
he, medizinspezifische Inhalte (evidence based
medicine etc.), Heranführung an die Nutzung
moderner Informationstechnologien in der
M edizin und Selbstkontrollen des Lernerfolges
sollen innerhalb des Curriculums noch stär-
ker gewichtet werden. Bei den nicht medizini-
schen (z.B. ökonomischen) Themen werden
wir intensiver mit geeigneten, renommierten
Partnern, wie z.B. der European Business
School in Oestrich-Winkel, zusammenarbei-
ten. Im Laufe des Jahres 2001 planen wir ein
spezielles Informationsforum für Absolventen
des hessischen Kurses Ärztliches Qualitäts-
management unter der Homepage der LÄKH
einzurichten. Darüber hinaus wirkt die Stabs-
stelle auch in anderer Form bei der inhaltli-
chen Gestaltung des Internetauftrittes der
LÄKH mit.

4) Stellungnahmen zu Gesetzesentwürfen,
Rechtsverordnungen etc.

Zu verschiedenen Gesetzgebungsinitiativen
(z.B. Gesetz für die hessischen Universitätskli-
niken, hess. Krankenhausgesetz, 15. Betäu-
bungsmittelrechts-Änderungsverordnung)
und parlamentarischen Anfragen an die Lan-
desregierung / -ministerien wurden Stellung-
nahmen der LÄKH verfaßt oder zusammen

mit anderen Abteilungen des Hauses ausgear-
beitet.

5) Allgemeine Beratung, Serviceleistungen und
Kontaktpflege

M it zunehmender Häufigkeit erreichen die
Stabsstelle Fragen und Beratungswünsche von
Ärzten, verschiedenen Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens, Behörden und M edien, aber
auch von Bürgern und Patienten. Die Palette
der Probleme erstreckt sich von der individu-
ellen Beratung einzelner Ärzte hinsichtlich
außerklinischer Berufsfelder und -chancen,
über Literatursuche, Bitten um methodische
Beratung und Unterstützung bei Qualitäts-
sicherungsprojekten bis hin zu persönlichen
Fragen und Beschwerden von Patienten. Hin-
zu kommen Seviceleistungen innerhalb der
Kammer - vor allem für Präsidium, Hauptge-
schäftsführung, Rechtsabteilung, Pressereferat
und Hessisches Ärzteblatt - sowie die Pflege
der Kontakte zu und Vertretung der LÄKH
bei anderen Institutionen und Einrichtungen.
Diese Aufgaben sind häufig verbunden mit
Außenterminen und Dienstreisen. Aufgrund
zahlreicher Berührungspunkte und Über-
schneidungen der Arbeitsgebiete hat sich eine
sehr gute und effektive Zusammenarbeit mit
dem Referat für Presse und Öffentlichkeitsar-
beit entwickelt, die auch in einem gemeinsa-
men Sekretariat Ausdruck findet.

Dr. med. Roland Kaiser

M edizin und Jurisprudenz sind in der Landes-
ärztekammer eng miteinander verknüpft. Die
Rechtsabteilung wirkt bei der Beratung der
Kammerangehörigen hinsichtlich ihrer Berufs-
pflichten und deren Überwachung mit. Sie ver-
sucht bei Streitigkeiten unter Ärzten zu schlich-
ten, soweit nicht die Schlichtungsausschüsse der
Bezirksärztekammern zuständig sind; sie nimmt
aus rechtlicher Sicht zu Gesetzesentwürfen Stel-
lung und beantwortet auch Anfragen von Be-
hörden einschlägige Fragen mit rechtlichem Be-
zug. Dazu zählen beispielsweise Gebührenfragen
nach der Beihilfeverordnung oder Anfragen von Ge-
richten zu speziellen arztrechtlichen Problemen.
Bei Praxisübernahmen, Praxisgründungsverträgen
(Gemeinschaftspraxen, Praxisgemeinschaften,
Partnerschaftsgesellschaften, Apparategemein-
schaften), Chefarzt-, Belegarzt- und Konsiliararzt-
verträgen prüft die Rechtsabteilung, ob die Belange
der Ärztinnen und Ärzte im Rahmen der Berufs-
ordnung in Hessen gewahrt sind. Darüber hin-
aus berät die Abteilung, die bis M ai 2001 von
dem Justitiar, Herrn Christian Neupel geleitet
wurde - sein Nachfolger ist Herr Christoph
Biesing - die Landesärztekammer in rechtlichen
Fragen der Kammerorganisation sowie ihrer

Verschärfter Wettbewerb  unter Ärzten

Rechtsabteilung

von li.: Ursula Janz (Sekretariat),
 Manuel Maier (Assessor)

Christian  Neupel (Justitiar)

Statute und ist bei
deren Entwürfen feder-
führend.

Zu den Schwerpunktthemen, mit denen sich die
Rechtsabteilung im Jahr 2000 beschäftigte, ge-
hörten Fragen der Werbung, Kooperations-
formen im engeren und weiteren Sinne,  die No-
vell ierung des H eilberufsgesetzes und die
Änderung der Berufsordnung für die Ärztinnen
und Ärzte in Hessen.

Deutlich zugenommen haben die Anfragen von
M itgliedern, Patienten und Institutionen, aber
auch die Beschwerden von M itgliedern. Der
Trend zu Auseinandersetzungen zwischen
Kammermitgliedern - hier insbesondere in
Gemeinschaftspraxen, bei denen er zum Teil zur
Auflösung führte, aber auch wegen unkollegia-
len Verhaltens und Werbung - setzt sich fort. Da
die Solidarität innerhalb der Ärzteschaft abnimmt,
nehmen die Beschwerden über unkollegiales Ver-
halten zu. Viele Vorgänge beschäftigten sich im
vergangenen Jahr mit der Unterbezahlung von
Ärzten und mit den wachsenden Beschwerden von
Ärzten über Mobbing durch Kollegen: Auswüch-
se, die den verschärften Wettbewerb unter Ärz-
ten kennzeichnen.

Die erschwerten Arbeits- und Marktbedingungen
von Ärzten spiegeln sich auch in der erheblichen
Zunahme von Prozessen gegen die Landesärzte-
kammer wider. Es handelt sich dabei um Prozes-
se wegen nicht anerkannter Bezeichnungen nach
der Weiterbildungsordnung.

Der Justitiar
Christian Neupel
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Fünf Schwerpunkte lassen sich bei den Berufsgerichtsverfahren ausmachen:

1) Werbeverbot

2) nicht angefertigte Krankenunterlagen/ verspätete Erstattung von Befund-
berichten und Gutachten

3) unterlassene Hilfeleistung

4) unkollegiales Verhalten

5) Falschbehandlung/ falsche Diagnose

Im zurückliegenden Jahr gingen 51 Verfahren ein. Damit hat sich die Zahl gegenüber 1999 (48)
wieder etwas erhöht. Weiterhin sind die Fälle überwiegend als tatsächlich und rechtlich schwie-
rig zu bewerten. Die Zahl der noch bei den Berufsgerichten anhängigen Verfahren beträgt 26.

Im Vorjahr waren es 31.
Die Berufsgerichtsverfahren dauern – wie in den vergangenen Jahren – insgesamt immer noch
zu lange. Oft finden die Hauptverhandlungen erst nach Jahren statt. Nach Auskunft der Berufs-
gerichte besteht der Grund hierfür in ihrer Überlastung mit anderen Sachen.

Geldbußen und Auflagen in Berufsgerichtsverfahren:     28.200 DM  (insgesamt)
Auflagen gemäß § 59 Abs. 6 HeilbG:         22.400 DM  (insgesamt)

Dr. Christian Glofke

Überwiegend schwierige Fälle

Berufsgerichtabteilung

Verstärkter Trend zu Genom-
untersuchungen

Ethik-Kommission
 Jeder Arzt muß sich vor der Durchführung bio-
medizinischen Forschung am M enschen und vor
epidemiologischen Forschungsvorhaben durch
eine bei der Ärztekammer oder bei einem M e-
dizinischen Fachbereich gebildete Ethik-Kom-
mission über die mit seinem Vorhaben verbun-

denen berufsethischen und be-
rufsrechtlichen Fragen beraten
lassen. Basis für diese Verpflich-
tung ist § 15 Abs. 1 S. 1 der Be-
rufsordnung für Ärztinnen und
Ärzte in Hessen.

Die Ethik-Kommission bei der
Landesärztekammer arbeitet auf
der Grundlage einer eigenen Sat-
zung; sie ist unabhängig und nicht

an Weisungen ge-
bunden. Im Jahr
2000 sind 374 An-
träge auf Prüfung eines
Forschungsvorhabens bei der Ethik-Kommissi-
on eingegangen. Bei 88 Anträgen handelte es
sich um Studien, die durch M itglieder der Kom-
mission in 10 Sitzungen beraten wurden.

286 Anfragen betrafen multizentrische Studi-
en, für die bereits ein Votum einer anderen öf-
fentlich-rechtlichen Ethik-Kommission vorlag.
Hier mußte festgestellt werden, inwieweit die-
se Voten anerkannt werden können.

Auch im Jahr 2000 beschäftigte sich die Kom-
mission vorwiegend mit Anträgen zur Prüfung
von Arzneimittelstudien. Überdies setzte sie
sich mit klinischen Prüfungen von M edizin-
produkten und Forschungsvorhaben ausein-
ander, die weder in den Anwendungsbereich
der Arzneimittelgesetzes noch des M edizin-
produktegesetzes fallen. Der Trend zu Genom-
untersuchungen, der schon in den Vorjahren
festgestellt worden war, hat sich nach Feststel-
lung der Kommission weiter verstärkt.

Bei den geprüften Forschungsvorhaben wur-
den vor allem erhebliche M ängel bei der kor-
rekten Formulierung der Probanden-/ Patien-
teninformation beanstandet. Gerade bei den
Genomuntersuchungen ist festzustellen, daß
die Patienten über den Verwendungszweck
ihrer Blutproben nicht klar genug aufgeklärt
werden.

Auch bei  Forschungsvorhaben mi t  Ein-
willigungsunfähigen fällt immer wieder auf,
daß die rechtlichen Vorgaben nicht beachtet
werden. In erster Linie sind dabei Fragen der
Betreuung und der Einbeziehung von Ange-
hörigen zu klären.

Der überwiegende Teil der Forschungsvorha-
ben, die von der Ethik-Kommission beraten
werden, kann daher erst durchgeführt werden,
wenn die Beanstandungen der Kommission
berücksichtigt worden sind.

Dr. jur. Annkatrin Helberg-Lubinski

v. li.: Hayat Al Hassani (Sekretariat), Dr. jur. Annkatrin
Hellberg-Lubinski, Anette Jung (Sekretariat)
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Voll im Trend

Gutachter- und Schlichtungsstelle
“ Wir stammen zwar aus dem vergangenen Jahr-
hundert, sind aber immer noch aktuell und ha-
ben vor, es zu bleiben.”  Die in der Landesärzte-
kammer Hessen zusammengeschlossenen Ärz-

te, die mit ihren Beiträgen zu einem nicht uner-
heblichen Teil für die Kosten unserer Arbeit auf-
kommen, können eine Erklärung für diese Be-
hauptung erwarten. Ich will versuchen, sie zu
geben.

Die Gutachterstellen sehen es als ihre Aufgabe
an, durch objektive Gutachten kompetenter ärzt-
licher Sachverständiger einen Beitrag zur Klärung
der Frage zu leisten, ob ein gesundheitlicher Scha-
den, den ein Patient erlitten hat, mit einem ver-
meidbaren ärztlichen Fehler zusammenhängt
oder nicht. Durch diese Gutachten ist es in einem
hohen Prozentsatz der von den Gutachterstellen
entschiedenen Fälle (etwa 90 % !) möglich, eine
endgültige Regelung herbeizuführen, sei es, daß
der Haftpflichtversicherer des Arztes Schadens-
ersatz leistet, sei es, daß unbegründete Ansprü-
che nicht weiter verfolgt werden. Nur in etwa
10 % wurden nach unseren Verfahren noch Ge-
richte eingeschaltet, die in etwa 10 % (letztlich
also 1 % von 100) zu einem anderen Ergebnis
kamen, wobei oft die Höhe eines Schadensersat-
zes (zu der wir uns nicht äußern) eine Rolle spiel-
te. Die Zahlen sind durch Recherchen bei den
Haftpflichtversicherern in verschiedenen, großen
Kammerbezirken und für unterschiedliche Zeit-
räume belegt, auch für unseren Kammerbezirk.
Ein Ergebnis, das für sich spricht.

Die Arbeit der Gutachterstellen rückt deshalb
immer mehr in den Vordergrund, weil die Justiz
– übrigens schon immer – unter der “ Knappheit
der Ressourcen”  leidet, gerichtliche Verfahren
nicht nur teuer, sondern aufwendig und vor al-
lem zählebig sind. Der Gesetzgeber versucht des-
halb selbst, jede mögliche außergerichtliche Streit-
schlichtung zu fördern. Die Gutachterstellen sind
deshalb immer noch und erst recht

“ vol l  im Trend” .

Weiterer Anstieg der Antragszahlen
Dieser Trend schlägt sich in den Zahlen nieder.
Schon im letzten Jahr hatten wir berichtet, daß
die Eingänge  bundesweit steigen, so auch bei uns.
Wurden 1993  500 Anträge/Jahr bei uns gestellt,
waren es im vergangenen Jahr 728 Anträge (1999:
685), also jährliche Steigerungen letzthin von
knapp 7 %. Die Gründe dafür lassen sich zusam-

menfassen:
Patienten haben heute oft Er-
folgserwartungen bei ärztli-
chen Behandlungen, die denen
bei einer Autoreparatur ent-
spricht, aber nicht der Wirklich-
keit des “ Flickens an einem ver-
fallenen Haus” , wie ein altes
Studentenlied die Arbeit des
Arztes beschreibt. Diese Erwar-
tungen sind “ trendy” , weil man
heute vielfach geneigt ist, von
anderen Höchstleistungen zu
erwarten, nur nicht von sich
selbst. – Die Erwartungen wer-
den aber auch nicht selten von
den häufigen Ankündigungen
von Krankenhäusern genährt,
man biete jetzt eine neue, spek-
takuläre Behandlung mit neu-

en Geräten (und Ärzten) an, der Heilungserfolg
sei deutlich höher usw. – Oft verstehen Patienten
auch nicht, weshalb sie wie behandelt worden sind
und weshalb nicht alles nach Wunsch verlaufen
ist. Auch setzen die gesetzlichen Krankenkassen
alles daran, Krankengeschichten ihrer Versicher-
ten zu durchforsten und die Patienten beratend
zu “ animieren” , Anträge auf Überprüfung bei uns
zu stellen. Wird ein Behandlungsfehler festgestellt,
folgen den Ersatzansprüchen der Patienten die der
Kassen, was – dies sei betont – durchaus legitim
ist. Es zeigt aber, wie komplex die M otive sein
können, sich an uns zu wenden.

Ergebnisse seit Jahren unverändert
Zu den 728 Anträgen des Jahres 2000 kamen 525
Verfahren, die am 1.1. 2000 noch nicht abge-
schlossen waren. Im Jahr 2000 wurde über 662
Anträge abschließend entschieden, womit uns ge-
genüber 1999 noch einmal eine deutliche Steige-
rung gelungen ist (1999: 618). 591 unerledigte Ver-
fahren wurden ins Jahr 2001 mitgenommen.

In 186 Fällen war eine Entscheidung aus unter-
schiedlichen Gründen (andere Gutachterstelle
zuständig, mangelndes Interesse des Patienten am
Verfahren, ...) nicht nötig. In 479 Fällen mußte
die Frage “ Fehler oder nicht”  durch Gutachten
beantwortet werden; “ nur”   noch in 48 % aller
Fälle war der Mehraufwand eines Kommissions-
verfahrens nötig (1999: 53 %) mit dem Ergebnis,
daß abweichend vom Gutachten in 7 Fällen kein
Fehler und in 11 Fällen ein Fehler festgestellt wur-
de. 93 % aller Gutachten wurden also bestätigt.

Vermeidbare ärztliche Fehler (in Aufklärung, Dia-
gnose, Therapie) wurden in 35 % der Gesamt-
zahl der entschiedenen Fälle festgestellt, allerdings
nur in 30,6 % aller Fälle auch ein ursächlicher
Zusammenhang zwischen einem Fehler und ei-
nem gesundheitlichen Schaden des Patienten. Die-

 Zurückblickend berichte ich zunächst über die
Bilanz 1999. Der Grund für dieses Vorgehen liegt
– ebenso wie im Vorjahr – im Procedere des Jah-
resabschlusses 2000. Die Zahlen werden erst von

Ende M ai bis Ende Juni 2001 geprüft und dann
vor einer Veröffentlichung im Hessischen Ärzte-
blatt erst von Präsidium, Finanzausschuß und
Kammerversammlung bestätigt.
Für 1999 ergibt sich folgendes Bild: Der von der
Delegiertenversammlung genehmigte Haushalts-
plan war mit einem Investitionshaushalt von
TDM  3.116 und einem Gesamthaushalt mit Er-
trägen und Aufwendungen von jeweils TDM
26.419.3 veranschlagt. Der Jahresüberschuß liegt
über dem Planansatz. Dies ist hauptsächlich auf
das höhere Beitragsaufkommen zurückzuführen.
Der Jahresüberschuß, der den Rücklagen zuge-
führt wurde, soll zweckgebunden für die Eigenfi-
nanzierung des neuen Seminargebäudes verwen-
det werden. Durch die Senkung der Kammer-
beiträge um 7 % sowie den Wegfall der Verwal-
tungsgebühren für Auszubildende Arzthelferin-
nen wird das
H aushaltsjahr
2000 mit verrin-
gerten Erträgen
gegenüber dem
Geschäf tsjahr
1999 abschlie-
ßen.
Hans Schweikart Hans Schweikart (Kfm. Geschäfts-

führer),  Sigrid Brand (Sekretärin)

Senkung der Kammerbeiträge

Der Kaufmännische Geschäftsführer

von  li.: Hans Schweikart, Christian Neupel, Dr. med.Alfred
Möhrle und Dr. med.  Michael Popović   im Gespräch

ses Ergebnis entspricht
dem anderer Gutachter-
stellen in der Bundesre-
publik und dem Durchschnitt der letzten Jahre.

Weniger Fehler = mehr Qualität
Jeder vermeidbare Fehler ist überflüssig. Er
zwingt dazu, darüber nachzudenken, wie er künf-
tig vermieden werden könnte. Darin sehen wir
unsere eigentliche Aufgabe. Die Gutachterstellen
in der gesamten Bundesrepublik verfügen inzwi-
schen über ein so detailliertes Datenmaterial hin-
sichtlich der Fehlerquellen, daß es das Ziel jeder
Qualitätssicherung sein müßte, auch dieses M a-
terial auszuwerten und für die ärztliche Praxis
und Ausbildung verfügbar zu machen.

Dr. jur. Felix M eyer
Vorsitzender der Gutachterstelle
Vorsitzender Richter am OLG a.D.

von li.: Manuel Maier, (Assessor), Christoph Biesing (Justitiar),
Dr. jur. A. Helberg-Lubinski, Christian Neupel (Justitiar), Ruth
Feldmann (Sekretariat), Cornelia Rupp-Siemer (Assessorin)
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Die Infrastruktur verbessert

EDV Abteilung der
Landesärztekammer Hessen

Von herausragender Bedeutung für die Tätig-
keiten im Jahr 2000 waren sicherlich drei The-
men: Zum einen die Vernetzung der EDV in
der Z entrale mit den sechs Bezirksärzte-
kammern; sie ist die Voraussetzung für den
Einsatz von zentralen Serverapplikationen.
Dafür mußten PCs in den Außenstellen aus-
getauscht und teilweise neu angeschafft wer-
den. Zum anderen natürlich die Installation
und der Einsatz von SAVD als einer solchen
Serverappl ikat ion. Und zum Dri t ten die
Kammerwahl, die über einen Zeitraum von drei
M onaten, April bis Juni 2000, für die EDV-Ab-
teilung ein Thema war. Zum ersten M al konn-
ten aus diesem Anlaß Statistiken wie etwa ak-
tuel le Wahlbetei l igungen aufgetei l t  nach
Bezirksärztekammern, etc. täglich aktuell er-
stellt werden.

Das Jahr 2000 begann damit, daß wir kleinere
Probleme, die sich durch den Jahrtausend-
wechsel ergeben hatten, beseitigten. Gleich im
Anschluß daran mußte die Netzwerksoftware
Novell von der Version 4 auf Version 5 migriert
werden. Fast zeitgleich wurde in der Akade-
mie für ärztliche Fortbildung in Bad Nauheim
Novell 5 eingesetzt und löste Windows NT als
Serversoftware ab.

Die EDV-Infrastruktur in der LÄKH wurde durch
eine Reihe von M aßnahmen verbessert:

· Neue Verkabelung in der LÄKH für das
Computer Netzwerk

· Installation eines Kommunikationsservers
für die Verbindung mit den Außenstellen

· Installation von Servern in den Bezirks-
ärztekammern

· Installation eines Backup Servers
· Die Druckerlandschaft in der LÄKH hat

sich grundlegend geändert; es sind jetzt z.B.
mehr Ausweichdrucker vorhanden, Farb-
Laser und DIN A3 Laser in der Zentrale
stehen zur Verfügung

· Erreichbarkeit über Email wurde erweitert;
es gibt zur Zeit ca. 30 Email-Adressen für
die LÄKH

· Weiterer Ausbau des Internet-Angebotes

Zu diesen EDV-Aufgaben, die sich auf Hard-
und Software beziehen, wurden im Jahr 2000
zusätzlich Aufgaben organisatorischer Art be-
wältigt:

· Unterstützung und Recherchen im EDV-
Schulungsbereich

· Untersuchung und Evaluation der Verträge
im TK- und Kopiererbereich

· Recherchen zur elektronischen Archivierung
· M aßgebliche M itarbeit an der kammerüber-

greifenden SAVD-Kooperation
· Vorarbeiten zur Firewall- und Lotus Notes

Installation.

Thomas Friedl

von li.: Martin Schmoranzer, Andreas Sommer,
Andreas Kortmann, Thomas Friedl (Leiter EDV),
Ralf Münzing, Manfred Grau, Wolfgang Römer

Programms vorzuberei-
ten, mußten etliche Kon-
trollisten und Skripten er-
stellt und geprüft werden. In der Zwischen-
zeit bereiteten die Kollegen in der EDV die
Vernetzung aller Bezirksärztekammern vor.
Im Juni des Jahres wurde SAVD im Pilot-
betrieb zum Testen und Kennenlernen in den
Bezirksärztekammern mit echten Daten ein-
geführt. Nach einer Schulung aller M itarbei-
ter  des M eldewesens der Bezirksärzte-
kammern konnte der Echtbetrieb SAVD am
30.08.2000 gestartet werden.

Im September 2000 wurden die SAVD - An-
wender (Weiterbildung, Beitrag u.a.m.) ge-
schult und parallel an die Datenbank ange-
schlossen.

Durch die Einführung von SAVD können
neue Datenfelder gepflegt werden. Ein wei-
teres N ovum sind die regelmäßigen
Kontrollabfragen unserer Stammdaten, die
seit September des Jahres in monatlichen Ab-
ständen erfolgen. Hier konnten wir bereits
so manche Karteileiche ausgraben und be-
seitigen, bzw. veraltete Daten in Ordnung
bringen. SAVD machte es zum Jahresab-
schluß mögl i ch, ein M odul  für  die
Ärztekammerstatistik einzurichten, das in
modernisierter Form statistische Daten zur
Verfügung stellt. Im Laufe des M onats M ai
2001 sollen die Ergebnisse im Internet veröf-
fentlicht werden.

1.Aufgaben
Zu den Aufgaben des M eldewesens gehört
das Erfassen und die Pflege der Stammdaten
von den M itgliedern der Landesärztekammer
Hessen. Grundlage sind die Vorgaben des
Heilberufsgesetzes und der M eldeordnung.
Außerdem fertigen wir Auswertungen und
Statistiken für interne und externe Einrich-
tungen an und stellen Daten für andere Ab-
teilungen des Hauses bereit.
Wichtig ist auch der Datenaus-
tausch mit dem Deutschen und
dem Hessischen Ärzteblatt.

2. Einführung der Software
SAVD
Am 07.02.2000 trat die neu ge-
schaffene Position des M elde-
wesenkoordinators in Kraft.
Der Datentransfer vom alten
M eldewesenprogramm Gbase
in das neue Programm SAVD
wurde überarbeitet und in Form
gebracht.  Um den Einsatz des

SAVD – Schnelles Arztverwaltungs-
datenprogramm

Bereich M eldewesen



gleichbar mit der des auf Landesebene tätigen
Finanzausschusses: Überwachung des Finanz-
gebarens der  BÄK, Entgegennahme des
Finanzberichtes und des Haushaltsplans.

In der gleichen Sitzung nahm der Finanzaus-
schuß der Landesärztekammer den Innen-
revisionsbericht 1999 entgegen, der sich mit
der  Gehal tsbuchhal tung und der  Car l -
Oelemann-Schule befaßte. Ein weiterer wich-
tiger Tagesordnungspunkt war die Integrati-
on der Akademie für Arbeits-, Sozial- und Um-
weltmedizin in die Akademie für ärztliche
Fortbildung und Weiterbildung der Kammer.
Im April stimmte die Delegiertenversammlung
der beantragten Integration im Sinne einer Ver-
einigung bei der Akademie zu.

Ein weiterer ständiger Tagungsordnungspunkt
ist der “ Bericht zur Lage” : Hier berichten Prä-
sident und Geschäftsführung regelmäßig über
die laufenden Geschäfte der Kammer, insbe-
sondere über die Abwicklung der “ Ärztlichen
Stelle Hessen”  sowie der “ Vertrauensstelle

nach dem Gesetz zur Ausführung des Krebs-
registergesetzes” , kurz Krebsregisterstelle.

Die beiden Herbstsitzungen dienen vornehm-
lich der Vorbereitung der Regularien für die De-
legiertenversammlung im November.

Bereits vor Jahren hatte sich die Kammer frei-
willig den strengen Regeln des Handelsrech-
tes unterworfen. Erstmals für den Jahresab-
schluß zum 31.12.1999 prüfte unser langjäh-
riger Wirtschaftsprüfer nach dem “ Gesetz zur
Kontrolle und Transparenz im Unternehmens-
bereich” , kurz KonTraG genannt, das abge-
laufene Geschäftsjahr. In Bezug auf Kontrolle
und Transparenz bescheinigte der Wirtschafts-
prüfer der Kammer in seinem Bericht einen
für andere Landesärztekammern vorbildlichen
Stand. Zurückzuführen ist dies auf die ausge-
reifte Rechnungslegung und auf die jährliche,
satzungsgemäße Prüfung der Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung, zu der keine
gesetzliche Verpflichtung besteht.

Auf  Wunsch des Präsidiums kam der
Finanzauschuß im Dezember zu einer weiteren,
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3. Homepage der Landesärztekammer / Mel-
dewesen
Auf der Homepage der Landesärztekammer
haben wir eine Seite für das M eldewesen ein-
gerichtet. Hier können die hessischen Kammer-
mitglieder über das Internet per M ail Ihre
Adressänderungen unserem Hause mitteilen
und in die M eldeordnung einsehen. Zur Zeit
gehen hier durchschnitt l ich 10 M ails pro
Woche ein, Tendenz steigend.

4. Kammerwahl 2000
Die Kammerwahl 2000 bedeutete eine außer-
ordentliche Herausforderung für alle M itarbei-
ter/innen im Bereich M eldewesen. Zu den all-
täglichen Geschäften kam die Abwicklung des
ordnungsgemäßen Versandes der Wahlunter-
lagen, Erstellung von Adressetiketten, die Er-
fassung der Rückläufe in ein eigens dafür ent-
wickeltes Programm und die Vorbereitung  zur
Auszählung der Stimmen. Während der Aus-
zählung haben wir die Entwicklungen der
Wahlergebnisse in einer Art Wahlstudio den an-
wesenden Gästen in Form von Tabellen und Sta-
tistiken topaktuell am Bildschirm präsentieren
können.

5. Z iele
Wir möchten unsere Datenführung mit SAVD
weiter optimieren und ein Zusatzprogramm
zum Erstellen von Arztausweisen einrichten.
Die Abteilungen in Bad Nauheim (Akademie
und Schule) sollen ebenfalls an SAVD angebun-
den werden. Geplant ist auch, die Zusammen-
arbeit mit anderen Kammern, dem Versor-
gungswerk, der Kassenärztlichen Vereinigung
auf dem Sektor M eldewesen zu intensivieren.

Andreas Lochner

Der Finanzausschuß ist ein Ausschuß der De-
legiertenversammlung, der einerseits das
Finanzgebaren der Kammer überwacht und an-
dererseits mit Beratung und Stellungnahme zum
Haushaltsplan sowie zum Jahresabschluß be-
traut ist.

Im Oktober 2000 fand die konstituierende Sit-
zung für die 12. Legislaturperiode statt, bei
der  der  bisher ige Vorsi tzende Dr. med.
Löschhorn wiedergewählt wurde, Stellvertre-
tender Vorsitzender wurde Herr Dr. med. Golla.
In dieser und den drei folgenden Sitzungen be-
faßte sich der Finanzausschuß neben Haushalts-
plan und Jahresabschluß mit dem aktuellen
Großprojekt der Kammer – dem Neubau des
Seminargebäudes in Bad Nauheim.

Im M ärz war der Bericht über vergangene Sit-
zungen der Finanzkommission der Bundes-
ärztekammer Gegenstand der Diskussion. Die-
ser Kommission gehören Vertreter aller Lan-
desärztekammern an. Ihre Aufgabe ist ver-

Aufgrund der im Jahr 2000
(die Bescheide sind den Kran-
kenhäusern mittlerweile zuge-
gangen) verabschiedeten neu-
en Krankenhaus-Betten-
bedarfsplanung fallen in Hes-
sen zukünftig ‚nur‘ ca. 2300
Betten (ca. 6,5 % des bisheri-
gen Bestandes) - anstatt der ur-
sprünglich von Kostenträgern
und M inisterium angestrebten
4000 - weg. Grundlage der bis-
herigen Planungspraxis ist ein
sogenanntes “ Korridormo-
dell”  - im Prinzip eine rein ma-
themat ische Trendextra-
polation statistischer M eß-
zahlen (Belegungsgrad, mittle-
re Verwei ldauer etc.) für

Krankenhausleistungen der letzten Jahre unter
dem Primat   sektoraler Budgetierung der
Krankenhausausgaben gesetzlicher Krankenkas-
sen. Wir betrachten dieses Verfahren nicht als
geeignet und ausreichend für eine sachgerechte
mittel- und langfristige Krankenhausbedarfs-
planung, die ja auch zahlreiche über die Regel-
versorgung der GKV - Versicherten hinausgehen-
de Versorgungsaspekte berücksichtigen müßte.

Der Krankenhaussauschuß der LÄKH hat sich
deshalb insbesondere um epidemiologisch begrün-
dete, am objektiven und notwendigen medizini-
schen Bedarf orientierte und auch die voraussicht-
liche demographische und medizinisch-wissen-
schaftliche Entwicklung berücksichtigende
Planungsdaten bemüht und auch mehrfach fach-
liche Unterstützung und Beratung (z.B. in Form
der M itarbeit der Kammer in einer beim Hessi-
schen Sozialministerium zu diesen Fragen einzu-
richtenden ständigen Arbeitsgruppe!) angeboten.
Viele medizinisch - wissenschaftliche Fach-
gesellschaften wurden befragt und in zahlreichen
Sitzungen versucht, durch eine gemeinsame, ab-
gestimmte Strategie von Ärzteschaft und HKG
solche Gesichtspunkte wirksam in die politische
Diskussion einzubringen.

Dr. med. Norbert Löschhorn
Vorsitzender des
Finanzausschusses

Bettenkürzungen in Grenzen gehalten

Krankenhausausschuß

Kritisch begleiten

Finanzausschuß

außerordentlichen
Sitzung zusammen.
Grund war der Beschluß
des Präsidiums, unter Berück-
sichtigung geplanter Immobilieninvestitionen
einen - der Kammer bereits bekannten und im
Versorgungswerk bewährten - Anlageberater
hinzuzuziehen, um die Vermögensanlagen zu
optimieren. Eine solche M aßnahme muß selbst-
verständlich dem Finanzausschuß vorgelegt
und von ihm genehmigt werden. Nachdem die-
ses Projekt kontrovers und engagiert diskutiert
worden war, stimmte der Ausschuß mit knap-
per M ehrheit zu. Er wird die Entwicklung die-
ser neuen Vermögensanlage sehr kritisch be-
gleiten.

Dr. med. Norbert Löschhorn
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Leider war eine solche Planung wegen unter-
schiedlicher Bedenken der möglichen Partner
nicht zu verwirklichen. Es hätte zudem die Ge-
fahr bestanden, daß die Kostenträger, befan-
gen im Budgetierungsdenken, mit hohem Auf-
wand erarbeitete Daten doch nicht berücksich-
tigt hätten. Trotzdem hat die Arbeit des Kran-
kenhausausschusses sicher wesentlich dazu bei-
getragen, die Bettenkürzungen insgesamt in Gren-
zen zu halten und einzelne extreme Fehlentschei-
dungen zu verhindern. In
einer ausführlichen Stel-
lungnahme zu den Eck-
punkten des Sozialmini-
steriums für die Weiter-
entwicklung des hessi-
schen Krankenhausge-
setzes haben wir nach-
drücklich auf die Not-
wendigkeit der stärkeren
Einbindung medizini-
schen Sachverstandes bei
der Rahmenplanung,
auch auf regionaler Ebe-
ne hingewiesen, und die Bereitschaft der LÄKH
bekräftigt, sich dieser Verantwortung zu stellen.

Weitere aktuelle Probleme, die uns auch im
Jahre 2000 noch intensiv beschäftigen werden,
waren die Einführung der DRGs im Rahmen
der Neuregelung der Krankenhausfinanzier-
ung und die Fehlbelegungsprüfungen durch
den M DK mittels des sogenannten AEP - Ver-
fahrens.

Dr. med. Wolfgang Furch
Dr. med. Roland Kaiser

Geringfügige Beanstandungen

Gebührenordnungsausschuß
Es gehört zu den Aufgaben der Landesärzte-
kammer Hessen, bei Streitigkeiten zwischen
Berufsangehörigen und Dritten zu schlichten,
auf Ersuchen von Behörden zu gebühren-
rechtlichen Fragen Stellung zu nehmen und auf
Anfrage von Beteiligten Liquidationen zu prü-
fen.

Im Jahr 2000 verzeichnete der Gebühren-
ordnungsauschuß 429 Eingaben zu gebühren-
rechtlichen Fragestellungen. Dies bedeutet im
Vergleich zum Vorjahr eine erhebliche Zunah-
me von immerhin knapp 14 %.

Weiterhin auf hohem Niveau bewegt sich die
Anzahl von Anfragen bzw. Beschwerden von
Patienten: M it 207 ist sie im Vergleich zu 1999
(201 Anfragen und Beschwerden) recht kon-
stant. Demgegenüber ist die Anzahl der An-
fragen von Ärzten mit 85 im Vergleich zum
Vorjahr (53 Anfragen) gestiegen. Diese in mei-
nen Augen erfreuliche Zunahme ist in erster
Linie darauf zurückzuführen, daß unsere
Kammermitglieder von unserem Angebot Ge-
brauch machen, Einwendungen Dritter gegen
ihre Liquidationen für sie zu bewerten.

Während die Zahl der Eingaben privater Kran-
kenversicherungen einschließlich gesetzlicher
Krankenkassen mit 64 im Vergleich zum Vorjahr
(61 Eingaben) eine gewisse Konstanz aufzeigt, sind
die Anfragen von Beihilfestellen mit 58 im Ver-
gleich zum Vorjahr (45 Anfragen) leicht gestie-
gen. Damit ist das Niveau von 1998 (57 Anfra-
gen) wieder erreicht. Die vermehrten Anfragen
der Krankenversicherungen führen wir auf eine
verstärkte interne Rechnungsprüfung  zurück.

Die verbleibenden
Anfragen (15) ver-
teilen sich auf M i-
nisterien, andere
Ärztekammern,
Verrechnungsstel-
len, Verbände und
Gerichte.

Analysiert man
die Gebietszuge-
hörigkeit (möglich
bei 387 Anfragen

bzw. Beschwerden), stellt sich das Gebiet der
Chirurgie (51, im Vorjahr 36) als führend heraus.
Gefolgt wird es von dem der Inneren Medizin (44,
im Vorjahr 37), der Hals-Nasen-Ohrenheilkunde
(43, im Vorjahr 25), der Orthopädie (38, im Vor-
jahr 49), der Allgemeinmedizin (29, im Vorjahr
16, der Augenheilkunde (23, im Vorjahr 21), der
Neurochirurgie (19, im Vorjahr 14), der Urolo-
gie und Hautkrankheiten (jeweils 18, im Vorjahr
Urologie 10, Hautkrankheiten nicht erfaßt), der
Frauenheilkunde (17, im Vorjahr 11) der
Anästhesiologie und Radiologie (jeweils 15,
Anästhesiologie im Vorjahr 11, Radiologie nicht
erfaßt).

Die Anfragen zu den verbleibenden Gebieten
bewegen sich jeweils im einstelligen Bereich.
Beteiligt waren dabei in 250 Fällen niederge-
lassene Ärzte ( im Vorjahr 217) und  in 137 Fäl-
len Krankenhaus (gegenüber 99 im Vorjahr).

In einem Fall sah das
Präsidium der Landes-
ärztekammer Hessen
den hinreichenden An-
fangsverdacht eines Be-
truges gegeben und hat
konsequenterweise be-
schlossen, Strafanzeige
bei der Staatsanwalt-
schaft zu erstatten.

Grundsätzlich bearbei-
te ich die Eingaben.
Durch den Gebühren-
ordnungsausschuß,
aber auch durch exter-
ne Gutachter, fließt me-
dizinischer Sachver-
stand in die Bearbeitung
ein.
Der Gebührenordnungsausschuß, der zur Bera-
tung des Präsidiums im Frühjahr 1991 eingerich-
tet wurde und mit seiner Geschäftsführung in der
Rechtsabteilung der Kammer angesiedelt ist,  hat

von li. nach re.: Hayat Al-Hassani (Sekretärin), Cornelia Rupp-Siemer
(Assessorin GOÄ-Ausschuß) und Anette Jung (Sekretärin)

Dr. med. Wolfgang Furch

sich zum Ziel gesetzt,
 das Instrument der Gebüh-
renordnung für die Ärzte zu
erhalten. Über die Standortbestimmung des Aus-
schusses wurde im Hessischen Ärzteblatt 7/2000
informiert.

Im vergangenen Jahr befaßte er sich in 10 Sit-
zungen mit 138 Vorgängen (gegenüber 132
im Vorjahr), davon in 8 Fällen mehrfach. In
60 Fäl len lagen Pat ientenanf ragen/-be-
schwerden zugrunde (im Vorjahr 81). Die Ein-
gaben von Ärzten stiegen mit 24 im Vergleich
zu 14 im Jahr 1999 an. Auch die Anfragen
von privaten Krankenversicherungen nahmen
mit 28 (im Vorjahr 16) und die von Beihilfe-
stellen mit 26 (Vorjahr 19) wieder zu.

Während Patientenanfragen/-beschwerden
oftmals nur wenige Gebührenordnungs-
positionen und/oder M ultiplikatoren betref-
fen, sind die Anfragen von Krankenversiche-
rungen- und teilweise auch die der Beihilfe-
stellen- wesentlich umfangreicher.

Die Liquidationen, die dem Ausschuß zur
Überprüfung vorgelegt wurden, stammten zu
etwa 60 % von niedergelassenen und zu ca.
40 % von an Krankenhäusern tätigen Ärzten.
M it Abstand am häufigsten wurden dabei Li-
quidationen aus dem Gebiet der Chirurgie (27,
im Vorjahr 28) beurteilt, sodann folgten Li-
quidationen aus dem Gebiet der Inneren M e-
dizin (18, im Vorjahr 11), der Neurochirurgie
(13, im Vorjahr 10) und der Allgemeinmedi-
zin (10, im Vorjahr nicht erfaßt).

Von den zur Überprüfung vorgelegten Liqui-
dationen war etwa ein Viertel ohne jegliche
Beanstandung; der Ausschuß konnte hier den
Argumenten der Ärzte uneingeschränkt fol-
gen. Der weitaus überwiegende Anteil der zu
beurteilenden Liquidationen wies geringfügige
Beanstandungen auf; nur in wenigen Fällen
mußten erhebliche Beanstandungen erhoben

werden. Der Schwerpunkt der gutachterlichen
Tätigkeit lag hier auf einer ausgleichenden In-
terpretation der Gebührenordnung. Auch er-
arbeiteten wir Korrekturvorschläge.

Ass. Cornelia Rupp-Siemer
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Von der Flughafenerweiterung bis zum
Elektrosmog

Ausschuß Umwelt und M edizin

Am 13.Dez. 2000 hat sich der Ausschuß “ Re-
ferat für Ärztinnen”  der Landesärztekammer
Hessen für die neue Wahlperiode der Jahre
2000-2004 konstituiert. Dem Ausschuß ge-
hören folgende Ärztinnen an:
 
Frau Dr. med. Birgit Drexler-Gormann,
Allgemeinärztin
Frau Dr. med. Ingrid Hasselblatt-Diedrich,
Chefärztin der Chirurgie
Frau Sabine Moos, Internistin
Frau Dr. med. Brigitte Schuler, Gynäkologin
Frau Hildegard Schröder, Anästhesistin
 
Als Vorsitzende wurde Frau Kollegin Birgit
Drexler-Gormann gewählt, Stellvertreterin
wurde Frau Kollegin Brigitte Schuler.

PID: Ja oder nein?

Referat für Ärztinnen

sierung von umweltmedizinischen Patienten
diskutiert. Vor allem Patienten mit umwelt-
bezogenem Syndrom, z.B. M ultiple Chemical
Sensitivity = M CS und Chronic Fatigue Syn-
drom = CFS erfordern einerseits in der Dia-
gnose und Therapie besondere Kenntnisse von
dem behandelnden Arzt. Andererseits haben
Patienten große Erwartungen an den ärztli-
chen Bereich, die häufig von Kolleginnen und
Kollegen in dieser Form nicht anerkannt wer-
den. Der Ausschuß hat daher in seiner Arbeit
versucht, ausführlich zu diesem Problem Stel-
lung zu beziehen.

Weiterhin beschloß der Ausschuß, sich ver-
stärkt mit umweltrelevanten Themen in den
M edien zu positionieren, um auch das Inter-
esse der Ärzteschaft an Umweltproblemen, die
die Bevölkerung betreffen, publik zu machen.
In diesem Zusammenhang wurde der Aus-
schußvorsitzende beauftragt, die Position der
Landesärztekammer hinsichtlich der Erweite-
rung des Flughafens Frankfurt bei der Anhö-
rung im Hessischen Landtag zu vertreten und
auch im Dialogforum die Interessen der Kam-
mer in dieser Angelegenheit wahrzunehmen.

Weitere Themen, mit denen sich der Ausschuß
beschäftigte, waren die Frage, inwieweit Ge-
schwindigkeitsbeschränkungen in H essen
umwelt- und gesundheitsrelevant sind, und der
problematische Z usammenhang zwischen
Umwelteinwirkungen und Allergien sowie die
Bewertung der aktuellen Entwicklung in die-
sem Bereich. Außerdem befaßten sich die M it-
glieder mit den Auswirkungen von biologi-
schen Aerosolen und biologischen Agenzien
auf Nachbarn entsprechender Emittenten so-
wie mit dem Problembereich “ Elektrosmog” .
Im Jahr 2001 sollen hierzu entsprechende Fra-
gen aufgegriffen und problematisiert werden.
Nach M öglichkeit wird der Ausschuß auch
Stellung beziehen.

Prof. Dr. med. Thomas Eikmann
Vorsitzender des Ausschusses
“ Umwelt und Medizin”

Wie in den Vorjahren beschäftigte sich der
Ausschuß “ Umwelt und M edizin”  auch im
Jahr 2000 einerseits intensiv mit den Fragen
der Weiterbildung im Bereich der Zusatz-
bezeichnung Umweltmedizin und auf der an-
deren Seite mit aktuellen Umweltproblemen
speziell in Hessen.

Aus dem Umstand, daß die Übergangsfrist zur
Erlangung der Zusatzbezeichnung Umwelt-
medizin auslief, ergaben sich eine Reihe von
Problemen, die schon in der Vergangenheit
ausführlich im Ausschuß besprochen worden
waren. Bereits im Jahr 1999 hatte der Aus-
schuß ein Positionspapier verabschiedet, das
eine M odi f i kat ion der  bisher  gül t igen
Weiterbildungsordnung für die Bezeichnung
Umweltmedizin thematisierte. In diesem Pa-
pier wurden Randbedingungen vorgeschlagen,
die es auch Kollegen z.B. aus dem niederge-
lassenen Bereich ermöglichen sollen, eine Wei-
terbildung auszuüben. Darüber hinaus wur-
de in einem Curriculum zu den inhaltlichen
Fragen dieser berufsbegleitenden Weiterbil-
dung Stellung genommen.

Nach einer M odifikation verabschiedete das
Kammerpräsidium den Vorschlag, so daß alle
interessierten Kolleginnen und Kollegen in
Hessen jetzt die M öglichkeit haben, diese Wei-
terbildung berufsbegleitend durchzuführen.
Für  das Jahr  2001 sol l  eine L iste von
Weiterbildungsberechtigten im betreffenden
Fachbereich erstellt werden, die alle Interes-
sierten über die Kammer beziehen können.

Eingehend befaßte sich der Ausschuß mit ak-
tuellen Umweltproblemen: So wurde zum ei-
nen über die Problemfelder diskutiert, die sich
aus der geplanten Vergrößerung des Frank-
furter Flughafens ergeben; zum anderen setz-
ten sich die M itglieder mit spezifischen Frage-
stellungen – auch z.B. aus dem Bereich der
klinischen Umweltmedizin – auseinander.

Zum Thema Flughafenerweiterung wurden
viele Stellungnahmen abgegeben; u.a. auch der
Vorschlag, die Umwelteinwirkungen von
flughafenbedingten Schadstoffeinträgen bzw.
von Lärmeinwirkung auf die Bevölkerung zu
erfassen. Nachdem die Pressestelle dieses
Statuspapier publiziert hatte, wurde es in ver-
schiedenen M edien im Rhein-M ain-Gebiet
veröffentlicht. Außerdem bildete das Papier
eine wichtige Diskussionsgrundlage – zunächst
im M ediationsforum, später im Dialogforum
Rhein-M ain. Der Ausschuß hat vor, diese Dis-
kussion auch im Jahre 2001 voranzutreiben,
um damit auch bestimmte Aktivitäten der
Landesregierung bzw. der betroffenen Kam-
mern in diesem Bereich möglich zu machen.

Im Bereich der Klinischen Umweltmedizin
wurde über die Problematik der Psychiatri-

Der Ausschuß hat sich in
seinen ersten zwei Sitzun-
gen mit der Erarbeitung einer
Diskussionsvorlage zum Thema “ Vor- und
Nachteile der Präimplantationsdiagnostik”  für
das Präsidium und die Delegiertenversammlung
der Landesärztekammer Hessen beschäftigt. Die
ausführliche Vorlage war Gegenstand einer
Diskussion auf der Delegiertenversammlung
der  Landesärztekammer  H essen am
31.03.2001, bei der deutlich wurde, daß eine
einfache Entscheidung für oder gegen die PID
kaum möglich ist. Alle an der Diskussion Be-
teiligten einte die Auffassung, daß es sich beim
Embryo um menschliches Leben handelt, dem
M enschenwürde und eine besondere Schutz-
würdigkeit garantiert sein muß. Sowohl der
hier vorgestellte Ausschuß als auch der größ-
te Teil der Diskussionsteilnehmer sprach sich
für eine streng kontrollierte, begrenzte Zulas-
sung der PID auch in Deutschland aus.

Als nächstenSchwerpunkt unserer Arbeit ha-
ben wir uns vorgenommen, im Frühjahr in
Vorbereitung des Deutschen Ärztetages 2002
ein eintägiges Symposium “ Berufsalltag von
Ärztinnen”  vorzubereiten. Es ist ja kein Zu-
fall, daß der Anteil der Ärztinnen im AiP noch
bei knapp 50% liegt, dann jedoch im Bereich
der in den Kliniken arbeitenden Ärztinnen auf
38,1% abfällt, und unter 10% bei leitenden
Positionen Tätigen. Dies liegt vor allem auch
an den großen Schwierigkeiten für Ärztinnen,
berufliche Weiterbildung und die Gründung
einer Familie mit Kindern zu vereinbaren. Tra-
dierte Rol lenerwartungen an Ärzt innen,
frauenfeindliche Hirarchiestrukturen in den
Kliniken, M obbing, aber auch M öglichkeiten
einer ärzt innenfreundl ichen Arbei tszei t -
gestaltung in der Weiterbildung sowie M ög-
lichkeiten der Kinderbetreuung an Kliniken
werden u. a. Themen dieses Symposiums sein.
 
Des weiteren wollen wir uns mit den z. Zt.
geltenden M uterschutzbestimmungen im Rah-
men der M utterschutzrichtlinienverordnung
beschäftigen. Die technischen Verbesserungen
beim Arbeitsschutz haben das tatsächliche
Gefahrenpotential für Ärztinnen und andere
Beschäftigte im Gesundheitsberufen, in den
Kliniken und in den Praxen niedergelassener
Ärztinnen und Ärzten erheblich vermindert.
Wir halten die geltenden Regelungen für un-
angemessen restriktiv, sie behindern vor allem
auch Ärztinnen in der Weiterbildung. In die-
sem Zusammenhang würden uns Ihre persön-
lichen Erfahrungen interessieren. Wir würden
uns freuen, wenn Sie uns diese in kurzer,
schriftlicher Form zusenden könnten.

Wir haben uns vorgenommen, Sie regelmäßig
über die Arbeit des Ausschusses zu informie-
ren, wenn Sie ein besonderes Anliegen haben,
wenden Sie sich an die Landesärztekammer
Hessen, Herrn Kollegen Leißling oder direkt
an mich unter der Telefonnummer: 06108 /
9111-0.

Dr. med. Birgit Drexler-Gormann



                         Seite 20

Bilanz und Perspektiven
Das Jahr 2000

Tätigkeitsbericht

 Versorgungswerk

Das Versorgungswerk der Landesärztekam-
mer Hessen mit Sitz in Frankfurt am M ain ist
eine besondere Einrichtung der Kammer; es
verwal tet  ein zweckgebundenes Sonder-
vermögen. Z iel des Versorgungswerks ist es,
für seine M itglieder optimale Altersrente und
Absicherung gegen Berufsunfähigkeit sicher-
zustellen. Es untersteht der Aufsicht des Hes-
sischen Sozialministeriums.

Das Versorgungswerk hat 3 Organe:

a) Die Delegiertenversammlung bestimmt
u.a. über Satzungsänderungen, stellt den
Jahresabschluss fest und wählt die 7 M it-
glieder des Aufsichtsrates.

b) Der Aufsichtsrat besteht aus Ärztinnen
und Ärzten, die sowohl M itglieder des
Versorgungswerkes sind als auch der
Landesärztekammer angehören. In den
9 Sitzungen des Jahres 2000 überwach-
te er den Geschäftsablauf des Versor-
gungswerks, übt Richtlinienkompe-
tenzen (Vermögensanlage) aus, prüft
Bilanz und GuV sowie den Prüfbericht.
Ihm gehören an:

- Dr. med. Brigitte Ende, Vorsitzende
- Gerhard Peleska, stellv. Vorsitzender
- Dr. med. Wilfried Bieniek
- Dr. med. Lothar Born
- Dr. med. Harald Krieger
- Dr. med. Matthias Moreth und
- Dr. med. Günter Pasewald

c) Der Verwaltungsrat führt unter dem Vor-
sitz des Geschäftsführers die  laufenden
Geschäfte des Versorgungswerks. Dem
Verwaltungsrat gehören an:

Rechtsanwalt Klaus Selch
(Geschäftsführer) (Versicherungsbetrieb,
Buchhaltung, Recht, EDV, Personal)

Dipl.- Kfm. Friedrich-Wilhelm Floren
(Kapitalanlagen: Wertpapiere der Direktan-
lage, Hypothekendarlehen)

Dipl.-Ing. Horst M ichaelis
(Kapitalanlagen: Immobilien)

Hans Schweikart
Kaufmännischer Geschäftsführer
der Landesärztekammer

Dipl.-Betriebswirt Georg Seil
(Kapitalanlagen: Spezialfonds, Private
Equity)

Die M itglieder des VR sind individu-
ell für das Tagesgeschäft in ihren Res-
sorts verantwortlich. Der Verwaltungs-
rat als Gremium ist zuständig für die
Festlegung der Anlagestrategie und we-
sentliche Empfehlungen an den Auf-
sichtsrat (z.B. Auflegung und Auflö-
sung von Fonds, Erwerb / Verkauf von
Immobilien). Er trat im Jahr 2000 zu
26 Sitzungen zusammen.

Versicherungsbetrieb
Aktive M itglieder: 22.483 M itglieder entrichte-
ten im Berichtsjahr Beiträge in Höhe von
320.155 TDM .
Leistungsbezieher: 3.197 M itglieder und Hin-
terbliebene bezogen im Berichtsjahr Versor-
gungsleistungen in Höhe von 77.330 TDM .

Altersrentner:                         1.515
Witwen- und Witwerrenten:                553

BU-Rentner:                          345
Halbwaisenrenten:                          364

Kinderzuschüsse:                          410
Vollwaisenrenten:                            10

Aufgaben: Aufnahme, Beratung und Betreu-
ung der M itglieder. Erteilung von Auskünf-
ten, Berechnungen, ggf. unter Einschaltung
eines Versicherungsmathematikers. Beitrags-
veranlagung, Stammdatenpflege, Bearbeitung
von Veränderungen im M i tgl iedsstatus,
Stammdatenänderungen, M itwirkung bei
Versorgungsausgleichsverfahren. Pflege der
M itgliedskonten, Beitragseinzug, ggf. M ah-
nung, Ratenzahlungsvereinbarungen, Voll-
streckungsmaßnahmen. Beratung von M itglie-
dern (vorgezogene / aufgeschobene Altersren-
te), Feststellung von Leistungsfällen bei Alters-,
BU-, Hinterbliebenenrenten. Auszahlung der
Leistungen, Kontrol le des Vorl iegens der
Leistungsvoraussetzungen.

Innendienst /  EDV
Sicherstellung der Verfügbarkeit des EDV-Sy-
stems (SAP R/3) zur  Bearbei tung al ler
Geschäftsvorfälle. Pflege und Fortentwicklung
der Programme. In Zusammenarbeit mit den
Fachabteilungen Qualitätssicherung der Da-
ten in Abstimmung zwischen Versicherungs-
betrieb, Versicherungsmathematik, Rech-
nungswesen und Kapitalanlagen. Organisato-
rische Überarbeitung der Verfahren und Pro-
zesse, Dokumentation.

Buchhaltung /  Rechnungswesen
Abbildung aller Geschäftsvorfälle. Pflege der
Haupt- und Nebenbuchkonten. Zuordnung
der Zahlungsvorgänge zu M itgliedern / Arbeit-
gebern / M ietern. Zusammenfassung aller
Geschäftsvorfälle auch aus den Bereichen der
Kapitalanlagen in der Bilanz.

Kapitalanlagen
Spezialfonds und Private Equity
Das Versorgungswerk unterhielt zum Stichtag 26
Wertpapierspezialfonds mit einem Volumen von
5.298.797 TDM  bei 18 Kapitalanlage-
gesellschaften. Im Bereich Private Equity wer-
den zum Stichtag 4.921 TDM  in einem Fund
of Fund Konzept angelegt.
Die Verwaltung der Fonds umfasst die Per-
formancekontrolle, die Vorbereitung der Neu-
auflage oder der Schließung von Fonds sowie
deren Aufstockung oder Reduzierung. Die
permanente Kontrolle der Risiken und die kor-
rekte Abbildung aller Geschäftsvorfälle im
Rechnungswesen ergänzen die Aufgaben.
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Wertpapier- und Dar-
lehensverwaltung
In der Direktanlage hält das
Versorgungswerk festverzinsliche Wertpapie-
re  und Schuldscheindarlehen von Emittenten
einwandfreier Bonität (z.B. Staatsanleihen,
Pfandbriefe) in einem Volumen von 1.664.724
TDM . Wesent l iche Aufgaben sind Ti tel-
selektion, Timing von Kauf- und Verkaufs-
entscheidungen bei ständiger Beobachtung von
M arktentwicklungen.
Im Darlehensgeschäft sind Grundschuld-
darlehen von 18.984 TDM  an 118 Darlehens-
nehmer ausgereicht.
Das Ressort Wertpapier- und Darlehens-
verwal tung koordinier t  die L iquidi täts-
steuerung des Versorgungswerkes. Zum Stich-
tag bestanden Festgeldanlagen in der außerge-
wöhnlichen Höhe von 343.448 TDM , zurück-
zuführen auf die Auflösung eines Spezialfonds
und günstige kurzfristige Verzinsung.
Immobilien- und Liegenschaftsverwaltung
Verwaltet wird ein Immobilienbestand im
Wert von 467.313 TDM . M ieteinnahmen in
Höhe von 37.537 TDM  stehen Betriebs- und
Instandhaltungskosten für die verwalteten 63
Objekte in Höhe von 10.982 TDM  gegenüber.
Aufgaben sind die Objektbeschaffung und -
verwaltung, letztere überwiegend unter Ein-
schaltung von Fremdverwaltungen als Dienst-
leister. Schwerpunkt der Bestandspflege ist die
Optimierung des Portfolios. Im Berichtsjahr
wurde neu erworben: 1 Gewerbeimmobilie,
Wiesbaden, ca. 3.600m², ein Kaufvertrag über
ein weiteres, noch im Bau befindliches Büro-
gebäude in M ünchen mit ca. 7.000 m² wurde
abgeschlossen.
[Alle Zahlen Stand 31.12.2000, Buchwerte]
Verantwortlich für den Inhalt:
Klaus Selch
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